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TEIL A – Allgemeine Webentwicklung 
§ 1 Geltungsbereich 
1.1 Geltungsbereich 
Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen (nachfolgend „AGB“) gelten für alle Verträge über Leistungen 
im Bereich der Informationstechnologie, der digitalen Medien sowie angrenzender technischer 
Dienstleistungen zwischen 

Michael Werner – it works 
Wilhelm-Herz-Straße 127 
68766 Hockenheim 
USt-IdNr.: DE293490477 
– nachfolgend „AN“ (Auftragnehmer) – 

und seinen Auftraggebern – nachfolgend „AG“ (Auftraggeber) –, sofern diese AGB wirksam in den 
jeweiligen Vertrag einbezogen wurden. 

1.2 Geltungsbereich 
Die AGB gelten insbesondere für Leistungen in den Bereichen 

• Webdesign und Webentwicklung, 

• Entwicklung individueller Webanwendungen, 

• Hosting, 

• Domainregistrierung und Domainverwaltung, 

• Einrichtung und Verwaltung von SSL-Zertifikaten, 

• Einrichtung und Verwaltung von E-Mail-Diensten, 

• Suchmaschinenoptimierung (SEO), 

• Erstellung von Logos und Corporate-Design-Elementen, 

• Gestaltung und Erstellung von Drucksachen, 

• technische Betreuung bestehender Internetauftritte, 

• Fernwartung, 

• sonstige IT-, Internet- sowie Mediendienstleistungen. 

1.3 Geltungsbereich 
Diese AGB gelten sowohl gegenüber Unternehmern (§ 14 BGB) als auch gegenüber Verbrauchern (§ 13 
BGB), soweit einzelne Bestimmungen nicht ausdrücklich zwischen diesen Personengruppen 
unterscheiden. 

Soweit einzelne Bestimmungen dieser AGB nur für Unternehmer oder nur für Verbraucher gelten, wird 
hierauf ausdrücklich hingewiesen. 

1.4 Geltungsbereich 
Entgegenstehende oder von diesen AGB abweichende Allgemeine Geschäftsbedingungen des AG 
werden nicht Vertragsbestandteil, es sei denn, ihrer Geltung wurde durch den AN ausdrücklich 
zugestimmt. 
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Dieses Zustimmungserfordernis gilt auch dann, wenn der AN Leistungen in Kenntnis 
entgegenstehender oder abweichender Geschäftsbedingungen vorbehaltlos erbringt. 

1.5 Geltungsbereich 
Individuelle Vereinbarungen zwischen AN und AG haben Vorrang vor diesen AGB. 

1.6 Geltungsbereich 
Rechtserhebliche Erklärungen, insbesondere 

• Angebotsannahmen, 

• Leistungsänderungen, 

• Zusatzaufträge, 

• Freigaben, 

• Abnahmen, 

• Kündigungen, 

• Rücktritte, 

bedürfen mindestens der Textform, soweit gesetzlich keine strengere Form vorgeschrieben oder eine 
andere Form ausdrücklich vereinbart ist. 

Als regelmäßige Kommunikationswege für rechtserhebliche Erklärungen vereinbaren die Parteien 
insbesondere die Übermittlung per E-Mail sowie auf dem Postweg. 

Mitteilungen über Messenger-Dienste (z. B. WhatsApp, Signal, Telegram oder vergleichbare Dienste) 
dienen grundsätzlich der kurzfristigen Kommunikation und organisatorischen Abstimmung. Sollen 
hierüber rechtserhebliche Erklärungen abgegeben werden, sind diese anschließend mindestens in 
Textform, insbesondere per E-Mail, zu bestätigen. Dies dient der nachvollziehbaren Dokumentation und 
ordnungsgemäßen Projektbearbeitung. 

1.7 Geltungsbereich 
Diese AGB werden dem AG vor Vertragsschluss 

• als PDF-Datei 

• oder über einen dauerhaft abrufbaren Internetlink 

zur Verfügung gestellt und werden mit Vertragsschluss Bestandteil des jeweiligen Vertrages. 

§ 2 Begriffsbestimmungen 
Soweit in diesen AGB nichts anderes bestimmt ist, sind Projektdaten, Projektunterlagen, 
Arbeitsergebnisse und Entwicklungsgrundlagen jeweils eigenständige Begriffe mit der ihnen in § 2 
zugewiesenen Bedeutung. 

2.1 Auftragnehmer (AN) 
Auftragnehmer (AN) im Sinne dieser AGB ist Michael Werner – it works. 

2.2 Auftraggeber (AG) 
Auftraggeber (AG) ist die natürliche oder juristische Person oder rechtsfähige Personengesellschaft, die 
mit dem AN einen Vertrag über Leistungen nach diesen AGB abgeschlossen hat. 
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2.3 Projekt 
Ein Projekt ist die Gesamtheit aller aufgrund eines Angebots, einer Auftragsbestätigung oder einer 
sonstigen individuellen Vereinbarung geschuldeten Leistungen. 

Mehrere Aufträge desselben AG stellen jeweils eigenständige Projekte dar, sofern nicht ausdrücklich 
etwas anderes vereinbart wurde. 

2.4 Website 
Eine Website im Sinne dieser AGB umfasst sämtliche für den AG erstellten Internetseiten einschließlich 

• HTML-Dateien, 

• Stylesheets (CSS), 

• JavaScript-Dateien, 

• PHP-Dateien, 

• Bilder, 

• Grafiken, 

• Dokumente, 

• Datenbanken, 

• sonstiger projektbezogener Inhalte, 

soweit diese Bestandteil des vereinbarten Leistungsumfangs sind. 

Nicht Bestandteil der Website sind die in § 20 beschriebenen Entwicklungsgrundlagen sowie sonstige 
projektunabhängige Bestandteile des AN. 

2.5 Framework 
Framework im Sinne dieser AGB ist die vom AN entwickelte technische Entwicklungsplattform 
einschließlich aller hierzu gehörenden 

• Softwarearchitekturen, 

• Klassen, 

• Bibliotheken, 

• Module, 

• Komponenten, 

• Templates, 

• Hilfsprogramme, 

• Generatoren, 

• Routinen, 

• Schnittstellen, 

• Build- und Deployment-Werkzeuge, 

• Entwicklungs- und Administrationswerkzeuge, 

• wiederverwendbaren Programmteile, 
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• Dokumentationen, 

• Konfigurationen 

• sowie sämtlicher zukünftiger Erweiterungen der Entwicklungsplattform. 

Das Framework dient ausschließlich der Entwicklung und dem Betrieb der Projekte des AN und ist 
ausdrücklich nicht Vertragsgegenstand. 

2.6 Projektdaten 
Projektdaten sind sämtliche ausschließlich für das jeweilige Projekt des AG individuell erstellten oder 
bearbeiteten Dateien, Inhalte und Konfigurationen. 

Projektdaten können zugleich Arbeitsergebnisse im Sinne des § 21 sein, soweit sie Bestandteil der 
geschuldeten Leistung sind. 

Hierzu gehören insbesondere 

• Texte, 

• Bilder, 

• Grafiken, 

• Logos, 

• Datenbanken, 

• projektspezifische Programmierungen, 

• Layoutdateien, 

• Druckdaten, 

• Dokumente, 

• sonstige projektspezifische Arbeitsergebnisse. 

Nicht hierzu gehören Bestandteile des Frameworks sowie sonstige wiederverwendbare 
Entwicklungswerkzeuge des AN. 

2.7 Domainleistungen 
Domainleistungen umfassen sämtliche Dienstleistungen im Zusammenhang mit Internetdomains, 
insbesondere 

• Registrierung, 

• Providerwechsel, 

• Verlängerung, 

• Verwaltung, 

• DNS-Konfiguration, 

• Einrichtung und Verwaltung von SSL-Zertifikaten, 

• Einrichtung und Verwaltung von E-Mail-Diensten, 

• technische Domainbetreuung, 

• sowie sonstige mit einer Domain im Zusammenhang stehende Leistungen. 
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2.8 Hosting 
Hosting bezeichnet die technische Bereitstellung von Speicherplatz, Datenbanken, Anwendungen und 
sonstigen Serverdiensten zum Betrieb einer Website oder anderer Internetdienste. 

Hosting ist grundsätzlich eine eigenständige Leistung und nicht automatisch Bestandteil eines 
Webseitenprojektes. 

2.9 Open-Source-Komponenten 
Open-Source-Komponenten sind Softwareprodukte oder Programmbibliotheken Dritter, deren Nutzung 
aufgrund ihrer jeweiligen Open-Source-Lizenz zulässig ist. 

Es gelten ausschließlich die jeweiligen Lizenzbedingungen der betreffenden Rechteinhaber. 

2.10 Textform 
Textform im Sinne dieser AGB entspricht § 126b BGB. 

Soweit diese AGB Textform verlangen, genügt insbesondere eine Erklärung per E-Mail oder per 
postalischem Schreiben. 

2.11 Arbeitstage 
Arbeitstage im Sinne dieser AGB sind Montag bis Freitag mit Ausnahme gesetzlicher Feiertage am Sitz 
des AN. 

2.12 Freigabe 
Eine Freigabe ist die Erklärung des AG, dass ein bestimmter Projektstand, ein Layout, ein Entwurf oder 
ein sonstiges Arbeitsergebnis den vereinbarten Anforderungen entspricht und als verbindliche 
Grundlage der weiteren Projektbearbeitung dienen soll. 

2.13 Abnahme 
Die Abnahme ist die Erklärung des AG, dass die vertraglich geschuldete Leistung im Wesentlichen 
vertragsgemäß erbracht wurde. 

Mit der Abnahme gelten die gesetzlichen sowie die in diesen AGB vorgesehenen Rechtsfolgen. 

§ 3 Vertragsschluss und Leistungsumfang 
3.1 Angebot 
Angebote des AN sind freibleibend und unverbindlich, sofern sie nicht ausdrücklich als verbindlich 
bezeichnet sind. 

Angebote gelten ausschließlich für den jeweils darin angegebenen Leistungsumfang und den 
angegebenen Gültigkeitszeitraum. 

3.2 Vertragsschluss 
Ein Vertrag kommt zustande, sobald der AG das Angebot des AN innerhalb der Angebotsfrist 
mindestens in Textform annimmt. 

Die Annahme kann insbesondere per E-Mail oder durch ein postalisches Schreiben erfolgen. 

Der Eingang einer Auftragsbestätigung oder der Beginn der Leistungserbringung durch den AN gilt 
ebenfalls als Annahme des Angebots, sofern der AG zuvor ein entsprechendes Angebot erhalten hat. 

3.3 Leistungsumfang 
Art und Umfang der geschuldeten Leistungen ergeben sich ausschließlich aus 

1. dem angenommenen Angebot, 
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2. gegebenenfalls ergänzenden Vereinbarungen in Textform, 

3. diesen AGB. 

Werbeaussagen, Präsentationen, Webseiten oder sonstige allgemeine Produktbeschreibungen stellen 
keine verbindliche Leistungsbeschreibung dar. 

3.4 Zusatzleistungen 
Leistungen, die nicht ausdrücklich Bestandteil des vereinbarten Leistungsumfangs sind, gelten als 
Zusatzleistungen. 

Zusatzleistungen werden gesondert vergütet, sofern sie nicht ausdrücklich als unentgeltlich vereinbart 
wurden. 

3.5 Änderungswünsche 
Verlangt der AG nach Vertragsschluss Änderungen oder Erweiterungen des vereinbarten 
Leistungsumfangs, entscheidet der AN, ob diese innerhalb des laufenden Projektes umgesetzt werden 
können. 

Ein Anspruch auf Durchführung von Änderungs- oder Erweiterungswünschen besteht nicht. 

Soweit der AN Änderungs- oder Erweiterungswünsche durchführt, werden diese gesondert vergütet, 
sofern nichts anderes vereinbart wurde. 

3.6 Eigenverantwortliche Leistungserbringung 
Der AN ist berechtigt, Art und Weise der technischen Umsetzung sowie die zur Leistungserbringung 
eingesetzten Werkzeuge, Programmiersprachen, Frameworks, Bibliotheken, Entwicklungsumgebungen 
und sonstigen technischen Hilfsmittel nach eigenem Ermessen auszuwählen, soweit hierdurch keine 
ausdrücklich vereinbarten Eigenschaften oder Funktionen beeinträchtigt werden. 

Ein Anspruch des AG auf Verwendung bestimmter Technologien oder Softwareprodukte besteht nur, 
wenn dies ausdrücklich in Textform vereinbart wurde. 

3.7 Einsatz Dritter 
Der AN ist berechtigt, zur Erfüllung seiner vertraglichen Verpflichtungen geeignete Dritte (insbesondere 
Subunternehmer) einzusetzen. 

Dies gilt insbesondere für 

• Druckereien, 

• Hostinganbieter/Provider, 

• Domainregistrare, 

• Zertifizierungsstellen, 

• Rechenzentren, 

• Versanddienstleister, 

• sowie sonstige technische oder organisatorische Dienstleister. 

Der AN bleibt gegenüber dem AG für die ordnungsgemäße Vertragserfüllung verantwortlich, soweit 
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 

3.8 Teilleistungen 
Der AN ist berechtigt, die Leistungen in sachlich sinnvollen Teilabschnitten zu erbringen, sofern 
hierdurch berechtigte Interessen des AG nicht unzumutbar beeinträchtigt werden. 
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3.9 Leistungsfristen 
Vereinbarte Liefer- oder Fertigstellungstermine stehen unter dem Vorbehalt, dass der AG sämtliche zur 
Vertragserfüllung erforderlichen Mitwirkungspflichten rechtzeitig erfüllt. 

Verzögerungen, die auf fehlende Mitwirkung des AG oder auf Umstände außerhalb des Einflussbereichs 
des AN beruhen, führen zu einer angemessenen Verlängerung vereinbarter Fristen. 

3.10 Höhere Gewalt 
Ist der AN aufgrund höherer Gewalt oder sonstiger unvorhersehbarer, von ihm nicht zu vertretender 
Ereignisse vorübergehend daran gehindert, seine Leistungen oder Teile hiervon zu erbringen, verlängern 
sich vereinbarte Leistungsfristen für die Dauer der Behinderung zuzüglich einer angemessenen 
Wiederanlauffrist. 

§ 4 Mitwirkungspflichten des Auftraggebers 
4.1 Grundsatz 
Der AG verpflichtet sich, sämtliche zur Durchführung des Projektes erforderlichen 
Mitwirkungshandlungen rechtzeitig und vollständig vorzunehmen. 

Hierzu gehören insbesondere die Bereitstellung von Informationen, Unterlagen, Zugangsdaten, 
Freigaben sowie aller sonstigen zur Vertragserfüllung erforderlichen Angaben, Inhalte und 
Mitwirkungshandlungen. 

4.2 Vollständigkeit und Richtigkeit 
Der AG ist verpflichtet, sämtliche zur Vertragserfüllung erforderlichen Informationen, Unterlagen, Inhalte, 
Zugangsdaten und sonstigen Angaben vollständig, richtig und aktuell bereitzustellen. Er trägt die 
Verantwortung für die rechtliche Zulässigkeit sowie die sachliche Richtigkeit der von ihm 
bereitgestellten Inhalte, soweit deren Prüfung oder Erstellung nicht ausdrücklich vom AN übernommen 
wurde. 

Erkennt der AG nachträglich Fehler, Unvollständigkeiten oder Änderungsbedarf, hat er den AN hierüber 
unverzüglich zu informieren. 

Stellt der AG erforderliche Inhalte oder Angaben trotz Aufforderung nicht rechtzeitig zur Verfügung, ist 
der AN berechtigt, Platzhalter oder vorläufige Inhalte zu verwenden, soweit dies für die Fortführung des 
Projektes sachlich sinnvoll ist. Hierdurch entstehende Mehraufwände sowie der spätere Austausch der 
Platzhalter oder vorläufigen Inhalte gelten als gesondert zu vergütende Zusatzleistungen, sofern nichts 
anderes vereinbart wurde. 

4.3 Rechte an Inhalten 
Der AG versichert, dass er über sämtliche für die vertragsgemäße Nutzung erforderlichen Rechte an den 
von ihm bereitgestellten Inhalten verfügt. 

Hierzu gehören insbesondere Urheberrechte, Markenrechte, Persönlichkeitsrechte sowie sonstige 
Rechte Dritter. 

4.4 Rechtliche Prüfung 
Der AN ist nicht verpflichtet, die rechtliche, insbesondere urheberrechtliche, markenrechtliche oder 
datenschutzrechtliche Zulässigkeit der vom AG bereitgestellten Inhalte zu überprüfen. 

Der AN ist jedoch berechtigt, die Einbindung oder Verwendung offensichtlich rechtswidriger Inhalte 
abzulehnen. 
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4.5 Freistellung 
Der AG stellt den AN von sämtlichen Ansprüchen Dritter frei, die aufgrund einer Verletzung von Rechten 
Dritter durch die vom AG bereitgestellten Inhalte geltend gemacht werden. 

Die Freistellung umfasst auch die angemessenen Kosten einer erforderlichen Rechtsverteidigung. 

4.6 Ansprechpartner 
Der AG benennt auf Wunsch des AN einen entscheidungsbefugten Ansprechpartner. 

Erklärungen dieses Ansprechpartners gelten im Rahmen des Projektes bis zu einer gegenteiligen 
Mitteilung des AG als verbindlich. 

4.7 Freigaben 
Der AG hat Freigaben innerhalb angemessener Frist zu erteilen. 

Soweit nichts anderes vereinbart wurde, gilt eine Frist von 7 Werktagen nach Zugang der jeweiligen 
Aufforderung als angemessen. 

4.8 Verzögerungen 
Verzögert sich die Durchführung des Projektes aufgrund fehlender oder verspäteter Mitwirkung des AG, 
verlängern sich sämtliche vereinbarten Leistungsfristen entsprechend. 

Hierdurch entstehender zusätzlicher Aufwand ist vom AG gesondert zu vergüten. 

4.9 Mehrfachänderungen 
Die Umsetzung wiederholter Änderungswünsche, die nachträgliche Korrektur bereits freigegebener 
Leistungen oder die wiederholte Überarbeitung bereits abgestimmter Inhalte stellen Zusatzleistungen 
dar und werden vom AG gesondert vergütet, sofern die Ursache nicht vom AN zu vertreten ist. 

4.10 Projektstillstand 
Unterbleibt eine zur Fortführung des Projektes erforderliche Mitwirkung des AG für einen Zeitraum von 
mehr als 30 Kalendertagen, ist der AN berechtigt, 

• das Projekt vorübergehend auszusetzen, 

• andere Projekte vorzuziehen, 

• sowie bereits erbrachte Leistungen nach Maßgabe des Vertrages abzurechnen. 

4.11 Wiederaufnahme 
Die Wiederaufnahme eines länger unterbrochenen Projektes erfolgt nach den jeweils aktuellen 
betrieblichen Kapazitäten des AN. 

Ein Anspruch auf sofortige Fortsetzung besteht nicht. 

Soweit durch die Unterbrechung zusätzlicher Arbeitsaufwand entsteht, ist der AN berechtigt, diesen 
gesondert zu berechnen. 

4.12 Archivierung 
Der AN ist nicht verpflichtet, Projektdaten unbegrenzt vorzuhalten. 

Nach Abschluss oder endgültiger Beendigung eines Projektes können Projektdaten nach Ablauf von 24 
Monaten gelöscht werden, sofern keine gesetzlichen Aufbewahrungspflichten oder vertraglichen 
Verpflichtungen entgegenstehen. 
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§ 5 Freigabe, Abnahme und Fertigstellung 
5.1 Zwischenfreigaben 
Der AN ist berechtigt, dem AG während der Projektdurchführung einzelne Projektstände, Entwürfe, 
Layouts oder sonstige Teilleistungen zur Freigabe vorzulegen. 

Die Freigabe bezieht sich ausschließlich auf den jeweils zur Freigabe vorgelegten Projektstand. 

5.2 Wirkung einer Freigabe 
Mit der Freigabe bestätigt der AG, dass der betreffende Projektstand den bis dahin vereinbarten 
Anforderungen entspricht. 

Bereits freigegebene Leistungen werden im weiteren Projektverlauf grundsätzlich nicht erneut überprüft 
oder überarbeitet. 

Spätere Änderungswünsche gelten als Zusatzleistungen, sofern sie nicht auf einem vom AN zu 
vertretenden Mangel beruhen. 

5.3 Fertigstellung 
Die Leistung gilt als fertiggestellt, sobald der AN den AG darüber informiert hat, dass die vertraglich 
vereinbarte Leistung im Wesentlichen abgeschlossen ist und zur Prüfung oder Abnahme bereitsteht. 

Die Fertigstellung kann insbesondere durch Mitteilung eines Vorschau-Links, eines Testzugangs oder in 
vergleichbarer Weise erfolgen. 

5.4 Prüfung durch den AG 
Der AG hat die bereitgestellte Leistung nach Fertigstellung innerhalb von 7 Werktagen sorgfältig zu 
prüfen. 

Etwaige festgestellte Mängel oder Abweichungen vom vereinbarten Leistungsumfang sind innerhalb 
dieser Frist mindestens in Textform möglichst konkret mitzuteilen. 

5.5 Abnahme 
Entspricht die Leistung im Wesentlichen den vertraglichen Vereinbarungen, hat der AG die Abnahme 
mindestens in Textform zu erklären. 

Wegen unwesentlicher Mängel darf die Abnahme nicht verweigert werden. 

5.6 Fiktive Abnahme 
Die Leistung gilt ebenfalls als abgenommen, wenn 

1. der AG innerhalb der Prüfungsfrist weder berechtigte Mängel rügt noch die Abnahme unter Angabe 
mindestens eines berechtigten Mangels verweigert, oder 

2. die Leistung produktiv genutzt oder veröffentlicht wird, oder 

3. der AG die Leistung oder wesentliche Teile hiervon gegenüber Dritten bestimmungsgemäß 
verwendet. 

Die gesetzlichen Voraussetzungen einer Abnahmefiktion, insbesondere nach § 640 Abs. 2 BGB, bleiben 
unberührt. Soweit gesetzlich eine Fristsetzung oder ein Hinweis auf die Folgen einer unterlassenen 
Abnahme erforderlich ist, werden diese Voraussetzungen eingehalten. 

5.7 Teilabnahmen 
Der AN ist berechtigt, für in sich abgeschlossene Projektabschnitte Teilabnahmen zu verlangen, sofern 
dies für den AG zumutbar ist. 
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Eine Teilabnahme entfaltet hinsichtlich des jeweils betroffenen Projektabschnitts die Rechtswirkungen 
einer Abnahme. 

5.8 Mängelbeseitigung 
Werden berechtigte Mängel innerhalb der Prüfungsfrist gerügt, wird der AN diese innerhalb 
angemessener Zeit beseitigen. 

Nach der Beseitigung der gerügten Mängel beginnt für den AG hinsichtlich dieser Mängel erneut eine 
Prüfungsfrist von 7 Werktagen. 

5.9 Änderungswünsche nach Fertigstellung 
Nach einer erklärten oder fiktiven Abnahme stellen gewünschte Änderungen, Erweiterungen oder 
Anpassungen grundsätzlich neue Leistungen dar und sind vom AG gesondert zu vergüten, sofern sie 
nicht auf einem Mangel der ursprünglich geschuldeten Leistung beruhen. 

5.10 Veröffentlichung 
Sofern nichts anderes vereinbart wurde, entscheidet der AG über den Zeitpunkt der Veröffentlichung der 
fertiggestellten Website. 

Die Veröffentlichung ersetzt die Abnahme nicht; sie kann jedoch nach Maßgabe der gesetzlichen 
Vorschriften ein Indiz für eine konkludente Abnahme sein. 

§ 6 Projektunterbrechung, Projektabbruch und Kündigung 
6.1 Vorübergehende Projektunterbrechung 
Eine vorübergehende Unterbrechung des Projektes durch den AG lässt den Vertrag unberührt. 

Der AN ist während der Unterbrechung nicht verpflichtet, personelle oder technische Kapazitäten für 
das Projekt dauerhaft freizuhalten. 

6.2 Unterbrechung wegen fehlender Mitwirkung 
Unterbleibt eine zur Fortführung des Projektes erforderliche Mitwirkung des AG über einen Zeitraum von 
mehr als 30 Kalendertagen, ist der AN berechtigt, 

• das Projekt auszusetzen, 

• andere Projekte vorzuziehen, 

• bereits erbrachte Leistungen abzurechnen, 

• den AG unter angemessener Fristsetzung zur Wiederaufnahme der Mitwirkung aufzufordern. 

6.3 Wiederaufnahme 
Nach einer Projektunterbrechung erfolgt die Wiederaufnahme entsprechend der aktuellen betrieblichen 
Auslastung des AN. 

Ein Anspruch auf bevorzugte oder sofortige Bearbeitung besteht nicht. 

6.4 Zusätzlicher Einarbeitungsaufwand 
Erfordert die Wiederaufnahme eines Projektes aufgrund einer längeren Unterbrechung eine erneute 
Einarbeitung in den Projektstand, ist der hierfür erforderliche Mehraufwand vom AG gesondert zu 
vergüten. 

Dies gilt insbesondere für 

• erneute Analyse des Projektstandes, 

• Wiederherstellung der Entwicklungsumgebung, 
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• Prüfung zwischenzeitlicher technischer Änderungen, 

• Aktualisierung von Bibliotheken oder Softwarekomponenten, 

• Abstimmung zwischenzeitlicher Änderungswünsche. 

6.5 Änderungen während der Unterbrechung 
Ändern sich während einer Projektunterbrechung nach Ziffer 6.1 oder Ziffer 6.2 

• technische Standards, 

• Softwareversionen, 

• Browser, 

• gesetzliche Anforderungen, 

• Sicherheitsanforderungen, 

• Drittanbieter-Schnittstellen 

und entsteht hierdurch zusätzlicher Aufwand, stellt dieser zusätzliche Aufwand keine ursprünglich 
geschuldete Leistung dar und ist vom AG gesondert zu vergüten. 

6.6 Kündigung durch den AG 
Der AG kann den Vertrag nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften kündigen. 

Bereits erbrachte Leistungen und hierauf entfallende Vergütungsansprüche bleiben von einer 
Kündigung unberührt. 

Gesetzliche Vergütungsansprüche des AN, insbesondere nach § 648 BGB, bleiben unberührt. 

6.7 Kündigung durch den AN 
Der AN kann den Vertrag aus wichtigem Grund nach den gesetzlichen Vorschriften kündigen. 

Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn 

• der AG trotz angemessener Fristsetzung erforderliche Mitwirkung dauerhaft verweigert, 

• der AG rechtswidrige Inhalte verlangt oder bereitstellt, 

• das für die Durchführung des Vertrags erforderliche Vertrauensverhältnis nachhaltig gestört ist, 

• der AG trotz Fälligkeit und Mahnung mit fälligen Zahlungen erheblich in Verzug gerät. 

Weitere gesetzliche Kündigungsrechte bleiben unberührt. 

6.8 Herausgabe des Projektstandes 
Im Falle der Vertragsbeendigung hat der AG Anspruch auf Herausgabe der bis dahin erstellten, 
vertraglich geschuldeten Projektdaten ausschließlich nach vollständiger Erfüllung sämtlicher fälliger 
Zahlungsansprüche des AN. 

Nicht herauszugeben sind insbesondere Bestandteile des Frameworks, allgemeine 
Programmbibliotheken, Entwicklungswerkzeuge sowie sonstiges Know-how des AN, soweit diese nicht 
ausdrücklich Vertragsgegenstand sind. 

6.9 Vorläufige Sicherung von Projektdaten 
Nach Beendigung des Vertrages ist der AN berechtigt, Projektdaten für einen angemessenen Zeitraum 
zur Wahrung eigener berechtigter Interessen, insbesondere zur Beweissicherung und zur Erfüllung 
gesetzlicher Aufbewahrungspflichten, aufzubewahren. 
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6.10 Endgültige Löschung 
Nach Ablauf der in § 4.12 genannten Aufbewahrungsfrist kann der AN Projektdaten löschen, sofern 

• keine gesetzlichen Aufbewahrungspflichten bestehen, 

• keine berechtigten Interessen des AG an einer weiteren Aufbewahrung entgegenstehen, 

• keine offenen Rechtsstreitigkeiten anhängig sind. 

§ 7 Vergütung, Zahlungsbedingungen und Zahlungsverzug 
7.1 Vergütung 
Der AG verpflichtet sich zur Zahlung der im jeweiligen Angebot oder in einer sonstigen individuellen 
Vereinbarung festgelegten Vergütung. 

Soweit keine Festvergütung vereinbart wurde, erfolgt die Abrechnung nach Zeitaufwand auf Grundlage 
der bei Vertragsschluss gültigen Preisliste des AN. Für nachträglich beauftragte Zusatzleistungen gilt 
die zum Zeitpunkt ihrer Beauftragung gültige Preisliste, sofern keine abweichende Vereinbarung 
getroffen wird. 

7.2 Zusatzleistungen 
Zusätzliche Leistungen, die über den ursprünglich vereinbarten Leistungsumfang hinausgehen, werden 
gesondert vergütet. 

Soweit hierfür keine individuelle Vergütung vereinbart wurde, erfolgt die Abrechnung nach der jeweils 
gültigen Preisliste oder – sofern dort keine Preise ausgewiesen sind – nach Zeitaufwand zum in der 
Preisliste ausgewiesenen Stundensatz. 

7.3 Preisliste 
Die jeweils gültige Preisliste des AN ist Bestandteil des Angebots oder wird dem AG gesondert zur 
Verfügung gestellt. 

Fehlt für eine bestimmte Leistung eine Preisangabe, erfolgt die Vergütung nach Zeitaufwand zum in der 
Preisliste ausgewiesenen Stundensatz. 

7.4 Auslagen und Fremdkosten 
Auslagen und Kosten Dritter, insbesondere für 

• Domains, 

• Hosting, 

• SSL-Zertifikate, 

• Druckleistungen, 

• Versand, 

• Softwarelizenzen, 

• Bildlizenzen, 

• kostenpflichtige Plugins, 

• kostenpflichtige Schriftarten, 

• sonstige Fremdleistungen, 
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werden dem AG gesondert in Rechnung gestellt, sofern sie nicht ausdrücklich im Angebot enthalten 
sind. 

7.5 Abschlagszahlungen 
Bei Projekten mit einer voraussichtlichen Laufzeit von mehr als vier Wochen oder einem Auftragswert 
von mehr als 2.000 € netto kann der AN angemessene Abschlagszahlungen entsprechend dem 
jeweiligen Projektfortschritt verlangen. 

7.6 Rechnungsstellung 
Rechnungen werden grundsätzlich elektronisch per E-Mail übermittelt. 

Auf Wunsch des AG erfolgt die Übermittlung auch in Papierform. 

7.7 Fälligkeit 
Rechnungen sind, soweit nichts anderes vereinbart wurde, innerhalb von 14 Kalendertagen nach 
Rechnungsdatum ohne Abzug zur Zahlung fällig. 

Maßgeblich ist der vollständige Zahlungseingang auf dem vom AN benannten Konto. 

7.8 Zahlungsverzug 
Nach Ablauf der Zahlungsfrist gerät der AG nach den gesetzlichen Vorschriften in Zahlungsverzug. 

Der AN ist berechtigt, Verzugszinsen in gesetzlicher Höhe zu verlangen. 

Gegenüber Unternehmern gilt zusätzlich die gesetzliche Verzugskostenpauschale gemäß § 288 Abs. 5 
BGB. 

7.9 Zurückbehaltungsrecht des AN 
Befindet sich der AG mit fälligen Forderungen in Zahlungsverzug, ist der AN berechtigt, weitere 
Leistungen bis zur vollständigen Begleichung der offenen Forderungen zurückzuhalten, soweit dem 
keine zwingenden gesetzlichen Vorschriften entgegenstehen. 

Gesetzliche Zurückbehaltungsrechte bleiben unberührt. 

7.10 Aufrechnung 
Der AG ist zur Aufrechnung nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen 
berechtigt. 

7.11 Eigentumsvorbehalt bei körperlichen Sachen 
Bis zur vollständigen Bezahlung verbleiben gelieferte körperliche Gegenstände im Eigentum des AN. 

Für digitale Leistungen gelten ausschließlich die Regelungen über die Nutzungsrechte nach diesen AGB. 
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TEIL B – Webentwicklung 
§ 8 Planungs- und Gestaltungsfreiheit 
8.1 Gestalterische Freiheit 
Soweit keine konkreten gestalterischen Vorgaben vereinbart wurden, erfolgt die konzeptionelle, 
gestalterische und technische Umsetzung nach dem fachlichen Ermessen des AN. 

Hierzu gehören insbesondere 

• Seitenstruktur, 

• Navigation, 

• Farbkonzept, 

• Typografie, 

• Bildanordnung, 

• Animationen und visuelle Effekte, 

• Benutzerführung, 

• Responsive Design. 

8.2 Corporate Design 
Vom AG bereitgestellte Corporate-Design-Vorgaben werden im Rahmen der technischen und 
gestalterischen Möglichkeiten sowie der vereinbarten Leistungen berücksichtigt. 

Ein Anspruch auf eine in sämtlichen Medien, Browsern oder Endgeräten vollständig identische 
Darstellung besteht nicht. 

8.3 Gestaltungsvorschläge 
Soweit nichts anderes vereinbart wurde, umfasst der vereinbarte Leistungsumfang die Erstellung eines 
ersten Gestaltungsvorschlags bzw. Layoutentwurfs einschließlich einer Korrekturschleife. 

Die Korrekturschleife umfasst die angemessene Einarbeitung der vom AG in einer zusammengefassten 
Rückmeldung mitgeteilten Änderungswünsche. 

Der AG hat seine Änderungswünsche im Rahmen der Korrekturschleife gesammelt und vollständig 
mitzuteilen. Mehrere zeitlich getrennte Einzelmitteilungen können als mehrere Änderungswünsche 
behandelt und dem AG gesondert in Rechnung gestellt werden. 

Darüber hinausgehende Änderungswünsche, weitere Korrekturschleifen oder nachträgliche 
Änderungen bereits freigegebener Leistungen stellen Zusatzleistungen dar und werden nach § 7 
gesondert vergütet. 

8.4 Künstlerische und fachliche Entscheidungen 
Soweit dem AN bei der Ausführung gestalterische oder konzeptionelle Entscheidungsfreiheit 
eingeräumt ist, begründen unterschiedliche Geschmacksvorstellungen oder subjektive 
Gestaltungsvorstellungen des AG allein keinen Mangel der Werkleistung. 

8.5 Übliche Abweichungen 
Geringfügige Abweichungen, insbesondere hinsichtlich 

• Farbdarstellung, 
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• Schriftdarstellung, 

• Darstellung auf Bildschirmen mit unterschiedlichen Auflösungen, 

• Druckdarstellung, 

• Darstellung in unterschiedlichen Browsern, 

• Darstellung auf unterschiedlichen Endgeräten, 

stellen keinen Mangel dar, soweit hierdurch die vertragsgemäße Nutzung nicht wesentlich 
beeinträchtigt wird. 

8.6 Technische Weiterentwicklung 
Der AN ist berechtigt, im Interesse einer technisch oder gestalterisch besseren Lösung von der 
ursprünglich vorgesehenen Ausführung abzuweichen, sofern 

• der vereinbarte Funktionsumfang erhalten bleibt, 

• keine berechtigten Interessen des AG beeinträchtigt werden, 

• dem AG hierdurch keine zusätzlichen Kosten entstehen. 

8.7 Zwischenergebnisse 
Entwürfe, Skizzen, Wireframes, Mock-ups, Layoutvarianten, Prototypen oder sonstige Zwischenstände 
dienen ausschließlich der Abstimmung während des Projekts und stellen, sofern nichts anderes 
vereinbart wurde, keine selbstständig geschuldeten Leistungen dar. 

§ 9 Inhalte des Auftraggebers und Content-Erstellung 
9.1 Bereitstellung von Inhalten 
Soweit nichts anderes vereinbart wurde, stellt der AG sämtliche für das Projekt erforderlichen Inhalte 
rechtzeitig zur Verfügung. 

Hierzu gehören insbesondere 

• Texte, 

• Bilder, 

• Grafiken, 

• Logos, 

• Videos, 

• Dokumente, 

• Kontaktdaten, 

• Unternehmensinformationen, 

• rechtliche Hinweise wie Impressumsangaben, Pflichtinformationen und vergleichbare 
Informationen, 

• sonstige projektbezogene Inhalte. 

9.2 Platzhalterinhalte 
Werden erforderliche Inhalte vom AG nicht rechtzeitig bereitgestellt, ist der AN berechtigt, 
Platzhaltertexte, Blindtexte, Beispielbilder oder sonstige Platzhalter zu verwenden. 
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Diese dienen ausschließlich der Gestaltung und technischen Umsetzung und sind vor einer 
Veröffentlichung vom AG zu prüfen und gegebenenfalls durch die endgültigen Inhalte zu ersetzen. 

9.3 Unterstützung bei der Inhaltserstellung 
Soweit der AN den AG bei der Erstellung, Überarbeitung oder Optimierung von Texten sowie sonstigen 
Inhalten unterstützt, erfolgt dies ausschließlich im vereinbarten Umfang. 

Ein Anspruch auf eine umfassende redaktionelle Betreuung besteht nicht, sofern diese nicht 
ausdrücklich Vertragsbestandteil ist. 

9.4 KI-gestützte Inhalte 
Der AN ist berechtigt, bei der Erstellung oder Überarbeitung von Texten, Bildern oder sonstigen Inhalten 
geeignete technische Hilfsmittel, einschließlich KI-Systeme, einzusetzen, sofern hierdurch keine 
berechtigten Interessen des AG beeinträchtigt werden. 

Der Einsatz solcher Hilfsmittel entbindet den AG nicht von seiner Verpflichtung, sämtliche Inhalte vor 
ihrer Veröffentlichung oder sonstigen Verwendung auf Richtigkeit, Vollständigkeit und Eignung zu 
prüfen. 

9.5 Fachliche Verantwortung 
Für die sachliche Richtigkeit, Vollständigkeit und Aktualität der bereitgestellten oder freigegebenen 
Inhalte ist ausschließlich der AG verantwortlich. 

Dies gilt insbesondere für 

• Produktbeschreibungen, 

• Preisangaben, 

• technische Daten, 

• Öffnungszeiten, 

• Ansprechpartner, 

• Kontaktinformationen, 

• gesetzliche Pflichtangaben. 

9.6 Rechtliche Inhalte 
Soweit nichts anderes ausdrücklich vereinbart wurde, schuldet der AN weder die rechtliche Prüfung 
noch die rechtssichere Erstellung von 

• Impressen, 

• Datenschutzerklärungen, 

• Allgemeinen Geschäftsbedingungen, 

• Widerrufsbelehrungen, 

• Cookie-Hinweisen, 

• sonstigen Rechtstexten. 

Vom AN bereitgestellte Muster, automatisiert oder KI-gestützt erzeugte Texte dienen ausschließlich als 
technische Unterstützung und ersetzen weder eine rechtliche Beratung noch eine rechtliche Prüfung. 
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9.7 Bild- und Medienmaterial 
Der AN ist nicht verpflichtet, die rechtliche Zulässigkeit der Verwendung von durch den AG 
bereitgestellten Bildern, Grafiken, Logos oder sonstigen Medien, insbesondere deren urheber-, marken- 
oder persönlichkeitsrechtliche Zulässigkeit, zu überprüfen. 

9.8 Stockmaterial 
Beschafft der AN auf Wunsch des AG Bilder, Grafiken, Icons, Schriftarten oder sonstige Medien von 
Drittanbietern, gelten ausschließlich die Lizenzbedingungen des jeweiligen Rechteinhabers oder 
Lizenzgebers. 

Etwaige Lizenzkosten werden dem AG gesondert berechnet, sofern nichts anderes vereinbart wurde. 

9.9 Änderungen nach Freigabe 
Änderungen an bereits freigegebenen Inhalten gelten grundsätzlich als Änderungswünsche und werden 
gesondert vergütet, sofern sie nicht auf einem vom AN zu vertretenden Fehler beruhen. 

§ 10 Technische Umsetzung und Browserkompatibilität 
10.1 Technischer Standard 
Der AN erstellt Websites unter Berücksichtigung der zum Zeitpunkt der Entwicklung allgemein 
anerkannten technischen Standards. 

Ein Anspruch auf die Verwendung bestimmter Technologien, Programmiersprachen, Frameworks oder 
Content-Management-Systeme besteht nicht, sofern dies nicht ausdrücklich vereinbart wurde. 

10.2 Browserkompatibilität 
Die Website wird für die zum Zeitpunkt der Fertigstellung jeweils aktuellen Hauptversionen der gängigen 
Desktop- und Mobilbrowser entwickelt und getestet. 

Hierzu gehören insbesondere aktuelle Versionen von 

• Google Chrome 

• Microsoft Edge 

• Mozilla Firefox 

• Apple Safari 

soweit diese zum Zeitpunkt der Fertigstellung zu den marktüblichen Browsern gehören. 

10.3 Ältere Browserversionen 
Eine Unterstützung veralteter oder vom jeweiligen Hersteller nicht mehr unterstützter Browser ist nicht 
geschuldet, sofern dies nicht ausdrücklich vereinbart wurde. 

10.4 Responsive Design 
Soweit vereinbart, wird die Website für eine marktübliche Darstellung auf unterschiedlichen 
Bildschirmgrößen optimiert. 

Aufgrund unterschiedlicher Bildschirmgrößen, Betriebssysteme, Browser, Schriftarten und 
Geräteeinstellungen können geringfügige Darstellungsunterschiede auftreten. 

Diese stellen keinen Mangel dar, sofern die vertragsgemäße Nutzung nicht wesentlich beeinträchtigt 
wird. 
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10.5 Betriebssysteme und Endgeräte 
Der AN schuldet keine identische Darstellung oder Bedienung auf sämtlichen am Markt verfügbaren 
Kombinationen aus Geräten, Betriebssystemen und Browsern. 

10.6 Externe Einflüsse 
Der AN ist nicht verpflichtet, die Website nach der Fertigstellung kostenfrei an Darstellungs- oder 
Funktionsänderungen anzupassen, die insbesondere entstehen durch 

• Browser-Updates, 

• Betriebssystem-Updates, 

• Änderungen von Webstandards, 

• Änderungen bei Drittsoftware, 

• Änderungen externer Dienste, 

• Änderungen der Serverumgebung oder Hosting-Konfiguration, 

• Sicherheitseinstellungen, 

• Erweiterungen oder Plug-ins des AG, 

• Eingriffe Dritter. 

10.7 Nachträgliche Anpassungen 
Werden nach der Abnahme aufgrund technischer Entwicklungen oder Änderungen externer 
Rahmenbedingungen Anpassungen erforderlich, stellen diese grundsätzlich neue Leistungen dar und 
werden dem AG gesondert berechnet, sofern der AN die Änderungen nicht zu vertreten hat. 

10.8 Performance 
Die Ladegeschwindigkeit einer Website hängt unter anderem von 

• Hosting, 

• Serverauslastung, 

• Internetverbindung, 

• Endgerät, 

• Browser, 

• Datenmenge, 

• externen Diensten, 

• Drittanbietern 

ab. 

Der AN schuldet daher keine bestimmte Ladezeit oder eine bestimmte Performance der Website, sofern 
diese nicht ausdrücklich vereinbart wurde. 

§ 11 Software und Dienste Dritter 
11.1 Einsatz von Drittsoftware 
Der AN ist berechtigt, zur Erfüllung des Vertrags geeignete Softwareprodukte, Bibliotheken, Frameworks, 
Schnittstellen sowie sonstige Komponenten Dritter einzusetzen. 
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Ein Anspruch des AG auf den Einsatz bestimmter Produkte oder Hersteller besteht nicht, sofern dies 
nicht ausdrücklich vereinbart wurde. 

11.2 Open-Source-Komponenten 
Soweit Open-Source-Komponenten eingesetzt werden, gelten ausschließlich die Lizenzbedingungen der 
jeweiligen Rechteinhaber oder Lizenzgeber. 

Der AN übernimmt keine Gewähr dafür, dass solche Komponenten dauerhaft verfügbar bleiben oder 
künftig weiterentwickelt werden. 

11.3 Externe Dienste 
Der AN kann zur Umsetzung der vertraglich vereinbarten Funktionen externe Dienste einbinden. 

Hierzu gehören insbesondere 

• Karten- und Navigationsdienste, 

• Video- und Streamingplattformen, 

• Social-Media-Dienste, 

• Zahlungsdienste, 

• Analyse- und Statistikdienste, 

• CAPTCHA-Dienste, 

• Bewertungsplattformen, 

• KI-Dienste, 

• Schnittstellen zu Buchungs- oder Reservierungssystemen, 

• sonstige Online-Dienste Dritter. 

11.4 Änderungen durch Drittanbieter 
Einschränkungen oder Funktionsänderungen, die auf Maßnahmen eines Drittanbieters beruhen, 
begründen keinen Mangel der vom AN erbrachten Leistung. 

Dies gilt insbesondere bei 

• Änderungen von APIs, 

• Änderungen von Lizenzbedingungen, 

• Einstellung einzelner Dienste, 

• Änderungen technischer Schnittstellen, 

• Änderungen von Nutzungsbedingungen, 

• Änderungen von Authentifizierungsverfahren, 

• Einführung kostenpflichtiger Modelle, 

• Sperrung oder Einschränkung von Zugängen. 

11.5 Nachträglicher Anpassungsaufwand 
Werden aufgrund von Änderungen gemäß Absatz 11.4 Anpassungen der Website oder sonstiger 
Leistungen erforderlich, handelt es sich um neue Leistungen. 
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Diese werden dem AG gesondert in Rechnung gestellt, sofern der AN die Ursache der Änderung nicht zu 
vertreten hat. 

11.6 Verfügbarkeit externer Dienste 
Der AN schuldet weder die ständige Erreichbarkeit noch die dauerhafte Verfügbarkeit externer Dienste. 

Vorübergehende oder dauerhafte Ausfälle solcher Dienste begründen keinen Mangel der vom AN 
erbrachten Werkleistung. 

11.7 Einstellung externer Dienste 
Stellt ein Drittanbieter einen verwendeten Dienst dauerhaft ein oder beendet er dessen 
Weiterentwicklung oder Unterstützung, ist der AN nicht verpflichtet, unentgeltlich einen Ersatz 
bereitzustellen oder bestehende Funktionen anzupassen. 

11.8 Sicherheits- und Kompatibilitätsupdates 
Werden aufgrund von Sicherheitslücken, technischen Änderungen oder Inkompatibilitäten 
Aktualisierungen eingesetzter Drittsoftware erforderlich, stellen diese nach der Abnahme grundsätzlich 
Wartungs- oder Anpassungsleistungen dar und werden dem AG gesondert berechnet, sofern nichts 
anderes vereinbart wurde. 

11.9 Lizenzkosten 
Laufende oder künftig entstehende Lizenz-, Nutzungs-, Abonnement- oder verbrauchsabhängige Kosten 
für Software oder Dienste Dritter trägt der AG, sofern nichts anderes ausdrücklich vereinbart wurde. 
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TEIL C – Domainleistungen 
§ 12 Domainregistrierung und Domainverwaltung 
12.1 Vertragsgegenstand 
Soweit vereinbart, übernimmt der AN im Auftrag des AG die Registrierung, Verwaltung oder technische 
Betreuung von Internetdomains. 

Die Registrierung erfolgt über einen vom AN ausgewählten Registrar oder Provider. Der AN ist 
berechtigt, diesen bei sachlichem Grund zu wechseln, sofern berechtigte Interessen des AG nicht 
entgegenstehen. 

12.2 Treuhänderische Domainregistrierung 
Sofern nichts anderes ausdrücklich vereinbart wurde, ist der AN berechtigt, Domains zunächst im 
eigenen Namen oder im Namen seines Unternehmens registrieren zu lassen und treuhänderisch für den 
AG zu verwalten. 

Die Registrierung im eigenen Namen dient ausschließlich der technischen und organisatorischen 
Durchführung des Auftrags und begründet für den AN keine über die vertraglichen Vereinbarungen 
hinausgehenden eigenen materiellen Rechte an der Domain. 

12.3 Verwaltung 
Der AN übernimmt im vereinbarten Umfang insbesondere 

• Registrierung, 

• Verlängerung, 

• Kündigung, 

• Providerwechsel, 

• DNS-Konfiguration, 

• Einrichtung von Subdomains, 

• technische Betreuung, 

• Einrichtung und Verwaltung von SSL-/TLS-Zertifikaten, 

• sonstige administrative Tätigkeiten. 

12.4 Kosten für Domainleistungen 
Die Kosten für die Registrierung, Verlängerung und sonstige Verwaltung von Domains trägt der AG, 
sofern nichts anderes vereinbart wurde. 

12.5 Zusammenhang mit weiteren Leistungen 
Die Registrierung und Verwaltung einer Domain kann Bestandteil eines Webseiten-, Hosting- oder 
sonstigen IT-Projekts sein oder als eigenständige Leistung beauftragt werden. 

Auch wenn Domainleistungen gesondert vergütet oder laufend abgerechnet werden, bleiben sie 
Bestandteil des zugrunde liegenden Vertragsverhältnisses, soweit sie zur Durchführung oder zum 
Betrieb der beauftragten Leistungen dienen. 

Die Beendigung einzelner Leistungsbestandteile führt daher nicht automatisch zur Beendigung der 
Domainverwaltung oder umgekehrt. Maßgeblich sind die jeweils getroffenen vertraglichen 
Vereinbarungen sowie die Regelungen dieser AGB. 



Allgemeine Geschäftsbedingungen - 1.0.0 

Seite 23 von 54 

12.6 Mitwirkungspflichten 
Der AG stellt alle für die Registrierung oder Verwaltung erforderlichen Angaben vollständig und richtig 
zur Verfügung. 

Änderungen, insbesondere hinsichtlich 

• Firmenbezeichnung, 

• Anschrift, 

• Ansprechpartner, 

• E-Mail-Adresse, 

• Telefonnummer, 

• Rechtsform, 

• vertretungsberechtigter Personen 

sind dem AN unverzüglich mitzuteilen. 

12.7 Verfügbarkeit 
Der AN schuldet nicht, dass eine gewünschte Domain registrierbar oder dauerhaft verfügbar ist. 

Entscheidungen von Registrierungsstellen oder Registraren liegen außerhalb des Einflussbereichs des 
AN. 

12.8 Vergabevorschriften 
Für die Registrierung gelten ausschließlich die jeweiligen Vergabe- und Registrierungsbedingungen der 
zuständigen Registrierungsstelle sowie des eingesetzten Registrars. 

12.9 Technische Verwaltung 
Soweit nichts anderes vereinbart wurde, entscheidet der AN über die technische Verwaltung der Domain, 
insbesondere hinsichtlich 

• Nameserver, 

• DNS-Zonen, 

• DNSSEC, 

• Weiterleitungen, 

• technischer Sicherheitsmaßnahmen, 

soweit dies für den ordnungsgemäßen Betrieb erforderlich ist. 

12.10 Änderung technischer Einstellungen 
Technische Änderungen auf Wunsch des AG, insbesondere Änderungen an 

• DNS-Einträgen, 

• MX-Einträgen, 

• SPF, 

• DKIM, 

• DMARC, 
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• Weiterleitungen, 

• Subdomains, 

stellen neue Leistungen dar und werden dem AG gesondert in Rechnung gestellt, sofern sie nicht 
Bestandteil eines Wartungsvertrages sind. 

§ 13 Domainübertragung und Providerwechsel 
13.1 Grundsatz 
Der AG kann nach Maßgabe der vertraglichen Vereinbarungen und dieser AGB die Übertragung einer für 
ihn registrierten oder verwalteten Domain sowie einen Provider- oder Inhaberwechsel verlangen. 

Gesetzliche und vertragliche Leistungsverweigerungs- und Zurückbehaltungsrechte des AN, 
insbesondere nach § 14 dieser AGB, bleiben unberührt. 

13.2 Mitwirkungspflichten 
Der AG hat sämtliche für die Übertragung erforderlichen Angaben, Erklärungen und 
Mitwirkungshandlungen rechtzeitig zu erbringen. 

Hierzu gehören insbesondere die Benennung eines Providers, der die Domain übernehmen soll, sowie 
die Bereitstellung der hierfür erforderlichen Daten. 

13.3 Zeitpunkt der Durchführung 
Die Mitwirkung an einer Domainübertragung oder einem Provider- oder Inhaberwechsel erfolgt innerhalb 
angemessener Frist, nachdem 

1. sämtliche technischen und organisatorischen Voraussetzungen vorliegen, 

2. der AG seine erforderlichen Mitwirkungspflichten erfüllt hat, 

3. die für die Übertragung vereinbarte Vergütung entrichtet wurde, 

4. keine gesetzlichen oder vertraglichen Leistungsverweigerungs- oder Zurückbehaltungsrechte des 
AN bestehen. 

13.4 Vergütung von Migrationsleistungen 
Soweit nichts anderes vereinbart wurde, gehören die technische Vorbereitung und Durchführung eines 
Providerwechsels einschließlich erforderlicher Migrationsleistungen nicht zum ursprünglichen 
Leistungsumfang eines Webseiten- oder Domainvertrages. 

Hierfür anfallender Arbeitsaufwand wird dem AG nach der jeweils gültigen Preisliste oder nach 
Zeitaufwand in Rechnung gestellt. 

13.5 Trennung von Domainübertragung und Migration 
Die Übertragung einer Domain umfasst grundsätzlich nicht 

• die Übertragung einer Website, 

• die Migration von Daten, 

• die Einrichtung von E-Mail-Konten, 

• die Anpassung von DNS-Einträgen, 

• die Einrichtung von SSL-Zertifikaten, 

• die Übertragung von Datenbanken, 

• die Konfiguration eines neuen Hostingpakets, 
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• oder sonstige technische Anpassungsleistungen. 

Diese Leistungen sind gesondert zu beauftragen und werden dem AG gesondert in Rechnung gestellt. 

13.6 Datenintegrität 
Ausfälle oder Datenverluste, die durch Maßnahmen Dritter oder durch eine vom AG oder dessen neuem 
Dienstleister veranlasste Migration entstehen, fallen nicht in den Verantwortungsbereich des AN, soweit 
diese nicht vom AN zu vertreten sind. 

13.7 Mitwirkung des AN 
Soweit der AN zur Durchführung eines Provider- oder Inhaberwechsels Mitwirkungshandlungen 
vorzunehmen hat, wird er diese nach Maßgabe der vertraglichen Vereinbarungen, dieser AGB und der 
gesetzlichen Vorschriften erbringen. 

Dies gilt insbesondere für die Erzeugung, Hinterlegung oder Übermittlung einer AuthInfo, die Erteilung 
erforderlicher Zustimmungen sowie sonstige gegenüber dem Registrar, dem Provider oder der 
Registrierungsstelle erforderliche Erklärungen. 

13.8 Kein automatischer Übergang weiterer Leistungen 
Mit der Übertragung einer Domain gehen insbesondere 

• Hostingverträge, 

• Wartungsverträge, 

• Pflegeleistungen, 

• Supportleistungen, 

• Softwarelizenzen, 

• SSL-Zertifikate, 

• E-Mail-Dienstleistungen 

nicht automatisch auf den neuen Provider oder den AG über. 

Hierfür sind gesonderte Vereinbarungen erforderlich. 

13.9 Laufende Kosten 
Bis zur wirksamen Durchführung eines Provider- oder Inhaberwechsels bleiben vereinbarte Vergütungen 
für die Domainverwaltung sowie vereinbarte Hostingleistungen nach Maßgabe der jeweiligen Verträge 
geschuldet. 

§ 14 Leistungsverweigerungs- und Zurückbehaltungsrechte bei 
Domainleistungen 
14.1 Gesetzliche Rechte des AN 
Der AN ist berechtigt, seine Mitwirkung an einem Provider- oder Inhaberwechsel sowie an der sonstigen 
Übertragung einer Domain nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften zu verweigern oder 
zurückzuhalten. 

Dies gilt insbesondere aufgrund gesetzlicher Leistungsverweigerungsrechte, einschließlich der Einrede 
des nicht erfüllten Vertrages und gesetzlicher Zurückbehaltungsrechte. 
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14.2 Erfasste Mitwirkungshandlungen 
Das Leistungsverweigerungs- oder Zurückbehaltungsrecht kann insbesondere folgende Handlungen 
umfassen: 

• die Beauftragung oder Durchführung eines Providerwechsels, 

• die Zustimmung zu einem Provider- oder Inhaberwechsel, 

• die Erzeugung, Hinterlegung oder Übermittlung einer AuthInfo oder eines vergleichbaren 
Transfercodes, 

• die Änderung der bei einem Registrar oder einer Registrierungsstelle hinterlegten Inhaberdaten, 

• die Erteilung von Freigaben oder Übertragungserklärungen, 

• sonstige zur Übertragung oder technischen Übernahme der Domain erforderliche 
Mitwirkungshandlungen. 

14.3 Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis 
Ein Zurückbehaltungsrecht kann insbesondere bestehen, wenn die Domain im Rahmen eines 
Webseiten-, Hosting- oder sonstigen IT-Projekts registriert, übernommen oder verwaltet wurde und aus 
diesem einheitlichen oder zusammenhängenden Vertragsverhältnis fällige Ansprüche des AN noch 
nicht erfüllt sind. 

Der erforderliche Zusammenhang wird nicht allein dadurch ausgeschlossen, dass Domain-, Hosting-, 
Entwicklungs- oder sonstige Projektleistungen 

• in getrennten Positionen angeboten, 

• getrennt abgerechnet, 

• zu unterschiedlichen Zeitpunkten in Rechnung gestellt, 

• oder als einmalige und laufende Leistungen ausgestaltet 

wurden, sofern sie nach dem Inhalt des jeweiligen Auftrags wirtschaftlich und sachlich der 
Durchführung oder dem Betrieb desselben Projekts dienen. 

14.4 Keine Erstreckung auf beliebige Forderungen 
Ein Zurückbehaltungsrecht bezüglich der Mitwirkung an einer Domainübertragung wird nicht allein auf 
Forderungen aus anderen, rechtlich und wirtschaftlich selbstständigen Projekten oder 
Vertragsverhältnissen gestützt. 

Weitergehende gesetzliche Rechte des AN bleiben unberührt. 

14.5 Voraussetzung der Fälligkeit 
Die Ausübung eines Zurückbehaltungsrechts setzt voraus, dass die zugrunde liegende Gegenforderung 
fällig ist und die weiteren gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen. 

Der AN wird dem AG auf Verlangen mitteilen, auf welche fälligen Ansprüche die Ausübung des 
Zurückbehaltungsrechts gestützt wird. 

14.6 Sicherheitsleistung 
Soweit das Gesetz dies vorsieht, kann der AG die Ausübung des Zurückbehaltungsrechts durch eine 
geeignete Sicherheitsleistung abwenden. 

Nach vollständigem Ausgleich der Forderungen, auf die das Zurückbehaltungsrecht gestützt wird, oder 
nach Leistung einer gesetzlich ausreichenden Sicherheit wird der AN die zurückgehaltenen 
Mitwirkungshandlungen innerhalb angemessener Frist vornehmen. 
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14.7 Umfang und Verhältnismäßigkeit 
Der AN wird ein Leistungsverweigerungs- oder Zurückbehaltungsrecht nur insoweit und solange 
ausüben, wie die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen. 

Die Ausübung darf insbesondere nicht gegen Treu und Glauben verstoßen oder unter Berücksichtigung 
der beiderseitigen Interessen offensichtlich unverhältnismäßig sein. 

14.8 Fortführung des technischen Betriebs 
Die Ausübung eines Zurückbehaltungsrechts hinsichtlich der Domainübertragung berechtigt den AN 
nicht ohne Weiteres, 

• die Domain zu löschen, 

• ihre Registrierung aufzugeben, 

• bestehende DNS-Einstellungen zu verändern, 

• die Erreichbarkeit absichtlich zu beeinträchtigen, 

• oder bestehende E-Mail-Dienste ohne anderweitige rechtliche Grundlage einzustellen. 

Hiervon unberührt bleiben gesonderte Rechte wegen nicht bezahlter Domain-, Hosting- oder 
Wartungsleistungen sowie Rechte zur Sperrung oder Kündigung aufgrund eines Zahlungsverzugs nach 
Maßgabe der jeweiligen Vereinbarungen und der gesetzlichen Vorschriften. 

14.9 Keine wirtschaftliche Verwertung 
Während der Dauer eines Zurückbehaltungsrechts wird der AN die Domain nicht für eigene oder fremde 
Zwecke wirtschaftlich verwerten, veräußern oder auf einen nicht am Vertragsverhältnis beteiligten 
Dritten übertragen. 

Notwendige technische oder verwaltungstechnische Maßnahmen zur Sicherung und Aufrechterhaltung 
der Domainregistrierung bleiben zulässig. 

14.10 Fortlaufende Kosten 
Während der Dauer eines berechtigt ausgeübten Zurückbehaltungsrechts bleiben vereinbarte laufende 
Entgelte sowie vom AN verauslagte Kosten Dritter für Registrierung, Verlängerung, Verwaltung, Hosting 
oder sonstige fortbestehende Leistungen geschuldet. 

Der AN ist nicht verpflichtet, solche Kosten auf unbestimmte Zeit unentgeltlich für den AG zu 
übernehmen. 

14.11 Übertragung nach Wegfall des Zurückbehaltungsrechts 
Nach Wegfall der Voraussetzungen des Leistungsverweigerungs- oder Zurückbehaltungsrechts wird 
der AN die für den Provider- oder Inhaberwechsel erforderlichen Mitwirkungshandlungen innerhalb 
angemessener Frist vornehmen. 

Vom AG verursachte Verzögerungen, fehlende Angaben, technische Hindernisse des neuen Providers 
oder Vorgaben des Registrars beziehungsweise der Registrierungsstelle verlängern diese Frist 
entsprechend. 

14.12 Verhältnis zu weiteren Leistungen 
Die Mitwirkung an einer Domainübertragung umfasst nicht automatisch die Migration von Websites, 
Datenbanken, E-Mail-Postfächern, SSL-Zertifikaten, DNS-Konfigurationen oder sonstigen technischen 
Leistungen. 

Für diese Leistungen gelten die hierfür einschlägigen vertraglichen Vereinbarungen sowie die 
entsprechenden Regelungen dieser AGB, insbesondere § 13. 
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§ 15 Beendigung der Domainverwaltung 
15.1 Beendigungsgründe 
Die Verwaltung einer Domain endet durch 

• Beendigung des zugrunde liegenden Vertrages, 

• wirksamen Providerwechsel oder sonstigen Übergang der Domainverwaltung auf einen Dritten, 

• Aufgabe der Domain auf Wunsch des AG, 

• Löschung der Domain durch die zuständige Registrierungsstelle, 

• oder eine sonstige einvernehmliche Beendigung. 

15.2 Kündigung 
Soweit nichts anderes vereinbart wurde, kann die Domainverwaltung unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat zum Ende der jeweiligen Laufzeit der Domainregistrierung gekündigt werden. 

Gesetzliche Kündigungsrechte bleiben unberührt. 

15.3 Mitteilungspflichten 
Der AG hat den AN rechtzeitig darüber zu informieren, ob die Domain gelöscht oder zu einem anderen 
Provider übertragen und dort weiter verwaltet werden soll. 

Erfolgt keine rechtzeitige Mitteilung, ist der AN berechtigt, den AG hierauf hinzuweisen und eine 
angemessene Frist zur Entscheidung zu setzen. 

15.4 Keine automatische Löschung 
Die Beendigung der Domainverwaltung führt nicht automatisch zur Löschung der Domain. 

Eine Löschung erfolgt ausschließlich auf ausdrückliche Anweisung des AG oder nach Maßgabe der 
Vorgaben der jeweiligen Registrierungsstelle. 

15.5 Laufende Registrierungskosten 
Bis zur wirksamen Beendigung der Domainverwaltung bleiben die vereinbarten Entgelte für 
Registrierung und Verwaltung geschuldet. Dies gilt auch dann, wenn lediglich ein Inhaberwechsel 
erfolgt, die Domainverwaltung jedoch weiterhin durch den AN erbracht wird. 

15.6 Ausbleibende Weisungen 
Erteilt der AG trotz Aufforderung keine Weisung über das weitere Schicksal der Domain und entstehen 
dem AN hierdurch fortlaufende Kosten, ist der AN berechtigt, die zur Beendigung der Registrierung 
erforderlichen Erklärungen gegenüber dem Registrar abzugeben, soweit dies nach den 
Vertragsbedingungen des Registrars und den gesetzlichen Vorschriften zulässig ist. 

Weitergehende gesetzliche Rechte bleiben unberührt. 

15.7 Unterstützung nach Vertragsende 
Soweit der AG nach Vertragsende Unterstützung bei der Übertragung, Migration oder technischen 
Einrichtung wünscht, handelt es sich um Leistungen, die dem AG gesondert berechnet werden. 

15.8 Dokumentation 
Der AN ist berechtigt, sämtliche im Zusammenhang mit der Domainverwaltung vorgenommenen 
administrativen Vorgänge zu dokumentieren und diese Dokumentation nach Maßgabe der gesetzlichen 
Aufbewahrungspflichten sowie der Regelungen dieser AGB aufzubewahren. 
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15.9 Verhältnis zu § 14 
Leistungsverweigerungs- und Zurückbehaltungsrechte des AN nach § 14 werden durch die Beendigung 
der Domainverwaltung nicht ausgeschlossen, soweit deren gesetzliche Voraussetzungen weiterhin 
vorliegen. 
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Teil D – Hosting und technische Infrastruktur 
§ 16 Hosting und Bereitstellung 
16.1 Leistungsumfang 
Soweit Hostingleistungen vereinbart wurden, stellt der AN dem AG die vertraglich vereinbarte 
technische Infrastruktur zur Verfügung. 

Der konkrete Leistungsumfang ergibt sich aus dem jeweiligen Angebot, der Leistungsbeschreibung oder 
einer sonstigen individuellen Vereinbarung. 

16.2 Nutzung der Infrastruktur 
Der AN ist berechtigt, zur Erbringung der Hostingleistungen eigene oder von Dritten bereitgestellte 
Server, Rechenzentren, Cloud-Dienste oder vergleichbare technische Infrastrukturen einzusetzen. 

Ein Anspruch des AG auf die Nutzung bestimmter Hardware, bestimmter Serverstandorte oder 
bestimmter Anbieter besteht nicht, sofern dies nicht ausdrücklich vereinbart wurde. 

16.3 Verfügbarkeit 
Der AN wird Hostingleistungen mit der branchenüblichen Sorgfalt erbringen. 

Eine jederzeit unterbrechungsfreie oder fehlerfreie Verfügbarkeit kann aufgrund der Eigenheiten 
informationstechnischer Systeme jedoch nicht zugesichert werden, soweit nicht ausdrücklich ein 
Service Level Agreement (SLA) vereinbart wurde. 

Geplante Wartungsarbeiten sowie technisch notwendige Unterbrechungen bleiben hiervon unberührt. 

16.4 Wartungsfenster 
Der AN ist berechtigt, zur Durchführung von Wartungs-, Sicherheits- oder Aktualisierungsmaßnahmen 
den Betrieb vorübergehend einzuschränken oder zu unterbrechen. 

Planbare Wartungsarbeiten werden nach Möglichkeit zu Zeiten mit geringer Systemauslastung 
durchgeführt. 

16.5 Datensicherung 
Soweit Datensicherungen im Rahmen der vereinbarten Hostingleistungen durchgeführt werden, dienen 
diese ausschließlich der Wiederherstellung des technischen Betriebs im Störungsfall. 

Sie ersetzen keine eigene Datensicherung des AG. 

Ein Anspruch auf die Bereitstellung bestimmter Datensicherungen besteht nur, wenn dies ausdrücklich 
vereinbart wurde. 

16.6 Mitwirkung des AG 
Der AG ist verpflichtet, 

• Zugangsdaten vertraulich aufzubewahren und vor dem Zugriff unbefugter Dritter zu schützen, 

• sichere Passwörter zu verwenden, 

• Sicherheitsvorfälle unverzüglich mitzuteilen, 

• sowie ihm bekannt gewordene Störungen unverzüglich anzuzeigen. 

16.7 Missbräuchliche Nutzung 
Der AG darf die Hostingleistungen insbesondere nicht nutzen für 



Allgemeine Geschäftsbedingungen - 1.0.0 

Seite 31 von 54 

• rechtswidrige Inhalte, 

• Schadsoftware, 

• Spamversand, 

• Phishing, 

• Angriffe auf Dritte, 

• Verstöße gegen gesetzliche Vorschriften oder Rechte Dritter. 

Der AN ist berechtigt, bei offensichtlichen oder erheblichen Verstößen angemessene Maßnahmen zur 
Gefahrenabwehr (insbesondere Sperrung einzelner Dienste, vorübergehende Einschränkung oder 
Sperrung des Zugangs) zu treffen, soweit dies erforderlich und verhältnismäßig ist. 

16.8 Maßnahmen bei Gefährdung 
Gefährdet eine Website, Anwendung oder sonstige Nutzung die Sicherheit, Stabilität oder 
Funktionsfähigkeit der Hosting-Infrastruktur erheblich oder beeinträchtigt sie Rechte Dritter, darf der AN 
die erforderlichen technischen Maßnahmen treffen. 

Soweit möglich und zumutbar, wird der AG zuvor oder unverzüglich danach informiert. 

16.9 Drittanbieter 
Ausfälle oder Leistungsänderungen, die ausschließlich auf Umständen im Verantwortungsbereich von 
Rechenzentrumsbetreibern, Registrierungsstellen, Netzbetreibern oder sonstigen externen 
Dienstleistern beruhen und vom AN nicht zu vertreten sind, fallen nicht in den Verantwortungsbereich 
des AN. 

16.10 Vertragsende 
Mit Beendigung der Hostingleistungen endet grundsätzlich auch die Verpflichtung des AN zur weiteren 
Bereitstellung der Hosting-Infrastruktur. 

Ansprüche des AG auf Bereitstellung oder Herausgabe seiner Daten sowie Regelungen zu Datenexport, 
Aufbewahrung und Löschung richten sich nach den nachfolgenden Bestimmungen dieser AGB sowie 
den gesetzlichen Vorschriften. 

§ 17 Datensicherung, Wiederherstellung und Datenexport 
17.1 Datensicherungen 
Soweit Datensicherungen durch den Hostinganbieter im Rahmen der vereinbarten Hostingleistungen 
vorgesehen sind, richten sich Art, Umfang, Häufigkeit und Vorhaltezeit ausschließlich nach dessen 
Leistungsbeschreibung und technischer Infrastruktur und hängen insbesondere von den eingesetzten 
technischen Systemen oder Hostinganbietern ab. 

17.2 Keine Datensicherungsgarantie 
Soweit nicht ausdrücklich schriftlich etwas anderes vereinbart wurde, schuldet der AN keine lückenlose 
Datensicherung sämtlicher vom AG gespeicherter Inhalte. 

Insbesondere besteht kein Anspruch auf die Wiederherstellung eines bestimmten Datenstandes oder 
Sicherungszeitpunktes. 

17.3 Wiederherstellung von Daten 
Die Wiederherstellung von Dateien, Datenbanken oder sonstigen Datenbeständen erfolgt ausschließlich 
auf Anforderung des AG oder soweit dies zur Wiederherstellung des technischen Betriebs erforderlich 
ist. 
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Soweit die Wiederherstellung nicht aufgrund eines vom AN zu vertretenden Mangels erforderlich wird, 
stellt sie eine dem AG gesondert zu berechnende Leistung dar. 

17.4 Erfolg der Wiederherstellung 
Der AN schuldet die fachgerechte Durchführung einer Wiederherstellung, nicht jedoch den Erfolg, soweit 
dieser aufgrund beschädigter Datensicherungen, technischer Defekte, unvollständiger Sicherungen 
oder sonstiger Umstände scheitert, die der AN nicht zu vertreten hat. 

17.5 Eigenverantwortung des AG 
Der AG bleibt unabhängig von etwaigen Datensicherungen des Hostinganbieters für die Sicherung 
seiner geschäftskritischen Daten verantwortlich. Dies gilt insbesondere für Originaldateien, Inhalte, 
Dokumente, E-Mail-Kommunikation, Zugangsdaten sowie sonstige Informationen, deren Verlust für den 
Geschäftsbetrieb des AG von Bedeutung ist. 

17.6 Datenexport 
Der AG kann während der Vertragslaufzeit die Herausgabe seiner eigenen Daten verlangen, soweit 

• gesetzliche Vorschriften, 

• Rechte Dritter, 

• berechtigte Interessen des AN, insbesondere gesetzliche Leistungsverweigerungs- oder 
Zurückbehaltungsrechte, 

• oder technische Gründe 

nicht entgegenstehen. 

Die Bereitstellung erfolgt in einem üblichen, maschinell lesbaren Format, soweit dies mit 
angemessenem Aufwand möglich ist. 

17.7 Zeitpunkt des Datenexports 
Soweit nichts anderes vereinbart wurde, erfolgt der Datenexport innerhalb angemessener Frist nach 
Eingang der vollständigen Anforderung, nach Erfüllung etwa bestehender Mitwirkungspflichten des AG 
sowie nach Wegfall entgegenstehender gesetzlicher oder vertraglicher Leistungsverweigerungs- und 
Zurückbehaltungsrechte. 

Soweit die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen, ist der AN insbesondere berechtigt, die Herausgabe 
oder Bereitstellung von Daten bis zur Erfüllung der fälligen Gegenansprüche oder bis zur Leistung einer 
gesetzlich ausreichenden Sicherheit zurückzuhalten. 

Gesetzliche Leistungsverweigerungs- und Zurückbehaltungsrechte des AN bleiben unberührt. 

17.8 Umfang des Datenexports 
Ein Anspruch auf Bereitstellung oder Herausgabe besteht grundsätzlich hinsichtlich der dem AG 
zuzuordnenden Inhalte und Daten. 

Kein Anspruch besteht ohne ausdrückliche Vereinbarung insbesondere auf die Herausgabe 

• des Frameworks des AN, 

• interner Entwicklungswerkzeuge, 

• Quellcodes Dritter, 

• Lizenzdateien, 

• Entwicklungsumgebungen, 
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• Build-Prozesse, 

• interner Dokumentationen, 

• Administrationsskripte, 

• interne Konfigurationsdateien, 

• Sicherheitsmechanismen, 

• oder sonstiger nicht geschuldeter Entwicklungsbestandteile. 

17.9 Aufbewahrung nach Vertragsende 
Nach Beendigung des Hostingvertrages ist der AN berechtigt, die für den AG gespeicherten Daten nach 
Ablauf einer angemessenen Frist zu löschen, sofern 

• keine gesetzlichen Aufbewahrungspflichten bestehen, 

• keine anderweitigen vertraglichen Vereinbarungen getroffen wurden, 

• der AG zuvor Gelegenheit hatte, seine Daten anzufordern und zu übernehmen. 

17.10 Löschung 
Die Löschung erfolgt unter Beachtung der gesetzlichen Vorschriften sowie unter Berücksichtigung 
berechtigter Interessen beider Vertragsparteien. Nach erfolgter Löschung besteht kein Anspruch auf 
Wiederherstellung der gelöschten Daten. 

§ 18 E-Mail-Dienste 
18.1 Leistungsumfang 
Soweit vereinbart, richtet der AN im Rahmen der vom eingesetzten Hostinganbieter bereitgestellten 
technischen Möglichkeiten insbesondere 

• E-Mail-Postfächer, 

• E-Mail-Aliase, 

• Weiterleitungen, 

• Autoresponder, 

• Spamfilter, 

• Authentifizierungsverfahren (z. B. SPF, DKIM oder DMARC, soweit technisch unterstützt), 

• sowie vergleichbare E-Mail-Dienste 

für den AG ein oder übernimmt deren Verwaltung. 

Ein Anspruch auf bestimmte Funktionen besteht nur, soweit diese vom eingesetzten Hostinganbieter 
bereitgestellt werden oder ausdrücklich vereinbart wurden. 

18.2 Administration 
Der AN übernimmt auf Wunsch des AG die Einrichtung, Änderung oder Verwaltung der vereinbarten E-
Mail-Konfiguration. 

Hierzu gehören insbesondere 

• Anlegen, Ändern oder Löschen von Postfächern, 

• Einrichtung von Weiterleitungen, 
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• Änderung von Passwörtern, 

• Konfiguration von Spam- oder Virenschutzfunktionen, soweit diese vom eingesetzten 
Hostinganbieter unterstützt werden, 

• Verwaltung technischer Einstellungen, 

• Unterstützung bei der Einrichtung von E-Mail-Programmen. 

Soweit nichts anderes vereinbart wurde, stellen diese Leistungen dem AG gesondert zu berechnende 
Leistungen dar. 

18.3 Verfügbarkeit 
Die technische Bereitstellung der E-Mail-Dienste erfolgt über den eingesetzten Hostinganbieter. 

Die Verfügbarkeit, Zustellgeschwindigkeit und Erreichbarkeit der E-Mail-Dienste hängen insbesondere 
von den Leistungen des eingesetzten Hostinganbieters, den technischen Gegebenheiten der beteiligten 
Netze sowie den Systemen der jeweiligen Kommunikationspartner ab. 

Soweit diese Umstände außerhalb des Verantwortungsbereichs des AN liegen, besteht kein Anspruch 
auf eine bestimmte Verfügbarkeit, Zustellgeschwindigkeit oder unterbrechungsfreie Erreichbarkeit der 
E-Mail-Dienste. 

18.4 Spam- und Virenschutz 
Soweit der Hostinganbieter Spam-, Viren- oder sonstige Schutzmechanismen bereitstellt, kann der AN 
diese entsprechend den Wünschen des AG konfigurieren. 

Aufgrund der technischen Grenzen automatisierter Schutzmechanismen kann eine vollständige 
Erkennung oder Verhinderung unerwünschter oder schädlicher Nachrichten nicht gewährleistet werden. 

18.5 Verantwortung des AG 
Der AG ist insbesondere verpflichtet, 

• sichere Passwörter zu verwenden, 

• Zugangsdaten vertraulich aufzubewahren und vor dem Zugriff unbefugter Dritter zu schützen, 

• Postfächer regelmäßig zu kontrollieren, 

• Speicherkontingente zu überwachen, 

• gesetzliche Vorgaben beim Versand von E-Mails einzuhalten. 

18.6 Missbräuchliche Nutzung 
Die E-Mail-Dienste dürfen insbesondere nicht genutzt werden für 

• Spam, 

• Phishing, 

• Schadsoftware, 

• Identitätsmissbrauch, 

• Massenversand unter Verstoß gegen gesetzliche Vorschriften, 

• sonstige rechtswidrige Zwecke. 

Der AN ist berechtigt, bei erheblichen oder offensichtlichen Verstößen die erforderlichen Maßnahmen 
zur Gefahrenabwehr zu treffen, soweit dies erforderlich und verhältnismäßig ist. 
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18.7 Datenbestand 
E-Mail-Nachrichten und Postfachinhalte gehören grundsätzlich zu den vom AG gespeicherten Daten. 

Für deren Bereitstellung oder Herausgabe, Sicherung, Wiederherstellung und Löschung gelten die 
Regelungen des §§ 17 sowie die gesetzlichen Vorschriften. 
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TEIL E – Geistiges Eigentum und Nutzungsrechte 
§ 19 Framework, Entwicklungsgrundlagen und wiederverwendbare 
Bestandteile 
19.1 Eigene Entwicklungsgrundlagen 
Der AN verwendet zur Erbringung seiner Leistungen eigene technische Entwicklungsgrundlagen, 
wiederverwendbare Softwarebestandteile, Bibliotheken, Klassen, Module, Templates, 
Konfigurationsdateien, Skripte, Routinen, Werkzeuge, Entwicklungsprozesse sowie sonstige technische 
und organisatorische Komponenten. 

Diese Entwicklungsgrundlagen können bereits vor Beginn eines Projekts bestanden haben, während der 
Vertragslaufzeit weiterentwickelt oder unabhängig vom jeweiligen Projekt für weitere Projekte 
verwendet werden. 

19.2 Framework 
Zum Framework des AN gehören insbesondere die von ihm entwickelten oder dauerhaft genutzten 
technischen Grundlagen zur Erstellung, Verwaltung, Auslieferung oder Wartung von Websites, 
Webanwendungen oder sonstigen Softwarelösungen. 

Das Framework kann insbesondere Komponenten zur Seitengenerierung, Routing, 
Datenbankanbindung, Benutzerverwaltung, Formularverarbeitung, Sicherheit, Konfiguration, 
Medienverwaltung, Internationalisierung, Caching, Fehlerbehandlung, Protokollierung, 
Schnittstellenanbindung sowie sonstige technische Hilfsfunktionen umfassen. 

Die vorstehende Aufzählung ist nicht abschließend. 

19.3 Drittsoftware 
Das Framework kann ganz oder teilweise auf Software Dritter, Open-Source-Komponenten oder 
sonstigen externen Bibliotheken aufbauen oder diese einbinden. 

Die Rechte an diesen Bestandteilen verbleiben bei den jeweiligen Rechteinhabern. 

Für diese Bestandteile gelten ausschließlich die jeweiligen Lizenzbedingungen. 

19.4 Projektunabhängigkeit 
Das Framework sowie sonstige wiederverwendbare Entwicklungsgrundlagen werden nicht speziell für 
einen einzelnen AG entwickelt. 

Ihre Nutzung innerhalb eines Projektes begründet daher weder ein ausschließliches Nutzungsrecht 
noch einen Anspruch auf Übertragung oder Offenlegung dieser Bestandteile. 

19.5 Weiterentwicklung 
Der AN ist berechtigt, sämtliche eigenen Entwicklungsgrundlagen einschließlich des Frameworks 
jederzeit weiterzuentwickeln, zu ergänzen, umzustrukturieren, auszutauschen oder durch technisch 
gleichwertige Lösungen zu ersetzen. 

Ein Anspruch des AG auf Beibehaltung bestimmter interner technischer Strukturen oder 
Implementierungen besteht nicht, soweit hierdurch die vereinbarte Funktionalität des 
Vertragsgegenstandes nicht beeinträchtigt wird. 

19.6 Wiederverwendung 
Der AN ist berechtigt, sämtliche selbst entwickelten allgemeinen Programmteile, Algorithmen, Routinen, 
Konzepte, Gestaltungsprinzipien, Entwicklungsverfahren und sonstigen nicht kundenspezifischen 
Bestandteile auch für andere Projekte uneingeschränkt zu verwenden. 
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Hierdurch werden keine Rechte des AG an dessen individuellen Projektdaten oder sonstigen 
kundenspezifischen Inhalten berührt. 

19.7 Keine Offenlegungspflicht 
Soweit nichts anderes ausdrücklich vereinbart wurde, besteht keine Verpflichtung des AN, 

• interne Entwicklungswerkzeuge, 

• Frameworkbestandteile, 

• Bibliotheken, 

• Build-Prozesse, 

• Deployment-Prozesse, 

• Administrationsoberflächen, 

• Entwicklungsumgebungen, 

• Quelltexte allgemeiner Programmteile, 

• interne Dokumentationen, 

• Testsysteme, 

• Versionsverwaltungen, 

• Automatisierungen, 

• vergleichbare interne Arbeitsmittel offenzulegen oder herauszugeben. 

Gesetzliche Herausgabeansprüche bleiben unberührt. 

19.8 Dokumentation 
Der AN entscheidet, in welchem Umfang technische Dokumentationen erstellt werden, soweit keine 
bestimmte Dokumentation ausdrücklich vereinbart oder geschuldet ist. 

19.9 Vermutung 
Die bloße Verwendung des Frameworks oder einzelner Entwicklungsbestandteile innerhalb eines 
Projektes begründet keine Vermutung, dass das Framework oder diese Entwicklungsbestandteile 
Vertragsbestandteil oder Gegenstand einer Rechteübertragung geworden sind. 

§ 20 Entwicklungsgrundlagen, geistiges Eigentum und 
projektunabhängige Bestandteile 
20.1 Grundsatz 
Sämtliche vom AN entwickelten oder dauerhaft genutzten Entwicklungsgrundlagen, 
Entwicklungsplattformen, Frameworks, Entwicklungswerkzeuge sowie sonstigen projektunabhängigen 
technischen und organisatorischen Bestandteile verbleiben ausschließlich beim AN, soweit nicht 
ausdrücklich etwas anderes vereinbart wurde oder zwingende gesetzliche Vorschriften 
entgegenstehen. 

20.2 Entwicklungsgrundlagen 
Zu den Entwicklungsgrundlagen gehören insbesondere 

• Frameworks, 

• Bibliotheken, 
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• Klassen, 

• Module, 

• Komponenten, 

• Templates, 

• Konfigurationsdateien, 

• Skripte, 

• Routinen, 

• Algorithmen, 

• Datenmodelle, 

• Sicherheitsmechanismen, 

• Administrationssysteme, 

• Entwicklungs- und Testumgebungen, 

• Build- und Deploymentprozesse, 

• Automatisierungen, 

• Dokumentationen, 

• technische Konzepte, 

• sowie sonstige wiederverwendbare Entwicklungsbestandteile. 

Die Aufzählung ist nicht abschließend. 

20.3 Projektübergreifende Nutzung 
Der AN ist berechtigt, sämtliche projektunabhängigen Entwicklungsgrundlagen uneingeschränkt 
weiterzuentwickeln, zu verändern, zu vervielfältigen und in beliebig vielen weiteren Projekten zu 
verwenden. 

20.4 Während eines Projekts entstandene Entwicklungen 
Entstehen während der Durchführung eines Projekts neue Module, Komponenten, Routinen, Werkzeuge 
oder sonstige projektunabhängige Entwicklungsbestandteile, verbleiben auch diese beim AN, sofern sie 
nicht ausschließlich als individuelle Arbeitsergebnisse für den AG geschuldet wurden. 

Der AN ist berechtigt, diese Bestandteile uneingeschränkt weiterzuentwickeln und in anderen Projekten 
zu verwenden. 

20.5 Technische Hilfsmittel 
Der AN ist berechtigt, zur Planung, Gestaltung, Entwicklung, Qualitätssicherung, Dokumentation oder 
Wartung geeignete technische Hilfsmittel, Automatisierungen sowie KI-gestützte oder vergleichbare 
Werkzeuge einzusetzen. 

Hierdurch entstehen dem AG keine weitergehenden Rechte an den hierbei verwendeten 
Entwicklungsgrundlagen oder Werkzeugen. 

20.6 Drittsoftware 
Soweit Entwicklungsgrundlagen Software Dritter oder Open-Source-Komponenten enthalten oder auf 
diesen aufbauen, verbleiben sämtliche Rechte bei den jeweiligen Rechteinhabern. 
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Für diese Softwarebestandteile gelten ausschließlich die jeweiligen Lizenzbedingungen. 

20.7 Keine Übertragung 
Durch die Nutzung der Entwicklungsgrundlagen innerhalb eines Projekts werden weder Eigentums, 
Urheber-, Nutzungs- noch sonstige Rechte an diesen auf den AG übertragen, soweit sich aus diesen AGB 
oder einer ausdrücklichen Individualvereinbarung nichts anderes ergibt. 

20.8 Schutz des Know-hows 
Der AG erwirbt insbesondere keine Rechte an 

• Entwicklungsverfahren, 

• Programmierkonzepten, 

• Architekturentscheidungen, 

• internen Standards, 

• Entwicklungsprozessen, 

• Projektvorlagen, 

• Automatisierungen, 

• Qualitätssicherungsverfahren, 

• Deployment-Strategien, 

• vergleichbarem Know-how des AN. 

20.9 Verhältnis zu den Arbeitsergebnissen 
Die Regelungen dieses Paragraphen betreffen ausschließlich die Entwicklungsgrundlagen des AN. 

Die Einräumung von Nutzungsrechten an den individuell für den AG geschaffenen Arbeitsergebnissen 
richtet sich ausschließlich nach § 21. 

§ 21 Nutzungsrechte an Arbeitsergebnissen 
21.1 Grundsatz 
Der AN räumt dem AG an den im Rahmen des jeweiligen Vertrags individuell für ihn geschaffenen 
Arbeitsergebnissen die nachfolgend geregelten Nutzungsrechte ein. 

Die Einräumung erfolgt vorbehaltlich der vollständigen Zahlung der hierfür geschuldeten Vergütung 
sowie vorbehaltlich zwingender gesetzlicher Vorschriften. 

21.2 Ausschließliches Nutzungsrecht 
Soweit nichts anderes vereinbart wurde, erhält der AG mit vollständiger Vergütung ein ausschließliches, 
zeitlich unbeschränktes sowie räumlich unbeschränktes Nutzungsrecht an den individuell für ihn 
geschaffenen Arbeitsergebnissen. 

21.3 Umfang 
Das Nutzungsrecht umfasst insbesondere die Berechtigung, 

• die Arbeitsergebnisse vertragsgemäß zu nutzen, 

• zu vervielfältigen, 

• öffentlich zugänglich zu machen, 
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• zu verbreiten, 

• zu bearbeiten, 

• zu verändern, 

• weiterzuentwickeln, 

• mit anderen Werken zu verbinden, 

• sowie für eigene geschäftliche oder private Zwecke einzusetzen. 

Die vorstehenden Nutzungsrechte gelten, soweit gesetzliche Vorschriften oder Rechte Dritter dem nicht 
entgegenstehen. 

21.4 Arbeitsergebnisse 
Als Arbeitsergebnisse gelten insbesondere individuell für den AG geschaffene 

• Websites, 

• Webanwendungen, 

• Layouts, 

• Designs, 

• Logos, 

• Grafiken, 

• Illustrationen, 

• Flyer, 

• Broschüren, 

• Visitenkarten, 

• Anzeigen, 

• Präsentationen, 

• Druckvorlagen, 

• sonstige Printmedien, 

• individuelle Programmteile, 

• individuell entwickelte Datenmodelle und Datenstrukturen, 

• sowie vergleichbare kreative oder technische Leistungen. 

Die Definition des Begriffs „Arbeitsergebnisse“ in § 2 bleibt unberührt. 

21.5 Ausnahmen 
Nicht von der Rechteübertragung umfasst sind insbesondere die in § 20 beschriebenen 
Entwicklungsgrundlagen sowie Bestandteile, an denen Dritten Nutzungs-, Urheber- oder sonstige 
Schutzrechte zustehen. 

21.6 Kundenmaterial 
Die Rechte an vom AG bereitgestellten Materialien verbleiben beim AG oder dem jeweiligen 
Rechteinhaber. 
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Der AN erhält hieran ausschließlich die zur Durchführung des jeweiligen Vertrags erforderlichen 
Nutzungsrechte. 

21.7 Referenznutzung 
Nach Veröffentlichung der Arbeitsergebnisse darf der AN diese in angemessenem Umfang als Referenz 
verwenden. 

Hierzu gehören insbesondere 

• die Nennung des Projekts, 

• Screenshots, 

• Verlinkungen, 

• Projektbeschreibungen, 

• die Beschreibung der erbrachten Leistungen. 

Dies gilt nicht, soweit 

• Geheimhaltungsvereinbarungen, 

• gesetzliche Vorschriften 

• oder berechtigte Interessen des AG entgegenstehen. 

21.8 Urheberbenennung 
Der AN ist berechtigt, in angemessener Weise auf seine Urheberschaft oder seine Mitwirkung an der 
Erstellung der Arbeitsergebnisse hinzuweisen, soweit dies technisch üblich, vertraglich nicht 
ausgeschlossen und dem AG zumutbar ist. 

21.9 Rechte Dritter 
Der AG versichert, zur Nutzung der von ihm bereitgestellten Materialien berechtigt zu sein. 

Er stellt den AN von Ansprüchen Dritter frei, soweit diese auf einer von ihm zu vertretenden 
Rechtsverletzung beruhen. 

§ 22 Herausgabe von Arbeitsergebnissen, Quellcode und 
Projektunterlagen 
22.1 Grundsatz 
Der AG hat nach Maßgabe der vertraglichen Vereinbarungen sowie dieser AGB Anspruch auf 
Herausgabe derjenigen Arbeitsergebnisse, deren Übergabe Vertragsbestandteil ist. 

Die Herausgabepflicht erstreckt sich ausschließlich auf die geschuldeten Arbeitsergebnisse. 

22.2 Kein automatischer Anspruch auf sämtliche Projektbestandteile 
Die Einräumung von Nutzungsrechten oder die Fertigstellung eines Projekts begründet für sich allein 
keinen Anspruch auf Herausgabe sämtlicher während der Projektdurchführung entstandener 
Unterlagen, Dateien oder Entwicklungsstände. 

Der Umfang der Herausgabe richtet sich ausschließlich nach dem zugrunde liegenden Vertrag, diesen 
AGB und den gesetzlichen Vorschriften. 

22.3 Herausgabe digitaler Arbeitsergebnisse 
Soweit vertraglich vereinbart, erfolgt die Herausgabe der geschuldeten Arbeitsergebnisse in einem für 
den jeweiligen Vertragsgegenstand geeigneten und allgemein gebräuchlichen Format. 



Allgemeine Geschäftsbedingungen - 1.0.0 

Seite 42 von 54 

Hierzu können – soweit vertraglich geschuldet – beispielsweise Druckdaten, Dokumentationen, 
Quellcode, Datenbestände oder sonstige Arbeitsergebnisse gehören. 

Art und Umfang der Herausgabe richten sich nach dem jeweiligen Vertrag sowie diesen AGB. 

22.4 Nicht geschuldete Bestandteile 
Nicht zur Herausgabe geschuldet sind insbesondere 

• die in § 20 beschriebenen Entwicklungsgrundlagen, 

• Bestandteile eigener Frameworks, 

• allgemeine Bibliotheken, 

• wiederverwendbare Module, 

• interne Werkzeuge, 

• Entwicklungsumgebungen, 

• Testsysteme, 

• Build- und Deploymentprozesse, 

• Automatisierungen, 

• Administrationswerkzeuge, 

• interne Dokumentationen, 

• Versionshistorien, 

• Quellcode projektunabhängiger Komponenten, 

• Debug-Informationen, 

• Prototypen, 

• Zwischenstände, 

• Entwürfe, 

• interne Notizen, 

• Qualitäts- und Testdokumentationen, 

• vergleichbare interne Arbeitsunterlagen, 

soweit deren Herausgabe nicht ausdrücklich vereinbart wurde oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben 
ist. 

22.5 Quellcode 
Soweit der Vertrag die Herausgabe von Quellcode vorsieht, umfasst diese ausschließlich den individuell 
für den AG entwickelten und geschuldeten Quellcode. 

Die Regelungen des § 20 bleiben unberührt. 

22.6 Bearbeitbare Ursprungs- und Projektdateien 
Bearbeitbare Ursprungs-, Projekt- oder Arbeitsdateien sind nicht Gegenstand der Herausgabepflicht, 
sofern deren Herausgabe nicht ausdrücklich vereinbart wurde. 

Eine freiwillige Herausgabe solcher Dateien im Einzelfall begründet weder einen Anspruch auf 
Herausgabe in zukünftigen Projekten noch eine allgemeine Verpflichtung des AN. 
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22.7 Projektunterlagen 
Interne Projektunterlagen, Entwürfe, Kalkulationen, Skizzen, interne Abstimmungen, Arbeitsdateien oder 
vergleichbare Vorbereitungsmaterialien verbleiben beim AN, soweit ihre Herausgabe nicht ausdrücklich 
vereinbart wurde. 

22.8 Zeitpunkt der Herausgabe 
Die Herausgabe erfolgt nach Fertigstellung des jeweiligen Vertragsgegenstandes sowie nach Erfüllung 
der hierfür vereinbarten Voraussetzungen. 

Gesetzliche Leistungsverweigerungs-, Zurückbehaltungs- und Einredenrechte des AN bleiben unberührt. 

22.9 Herausgabeformat 
Der AN ist berechtigt, die Arbeitsergebnisse in einem allgemein gebräuchlichen und maschinell lesbaren 
Dateiformat bereitzustellen. 

Ein Anspruch auf Herausgabe oder Bereitstellung in einem bestimmten Bearbeitungs- oder 
Quelldateiformat besteht nur, wenn dies ausdrücklich vereinbart wurde. 

22.10 Herausgabe durch elektronische Übermittlung 
Soweit nichts anderes vereinbart wurde, kann die Herausgabe insbesondere erfolgen durch 

• Download, 

• gesicherten Datentransfer, 

• Bereitstellung auf einem Server, 

• Übergabe auf einem elektronischen Datenträger, 

• vergleichbare elektronische Übermittlungswege. 

22.11 Aufbewahrungspflicht 
Nach ordnungsgemäßer Herausgabe und Ablauf gesetzlicher oder vertraglicher 
Aufbewahrungspflichten ist der AN nicht verpflichtet, Projektdateien oder Arbeitsergebnisse dauerhaft 
vorzuhalten. 

Für die weitere Archivierung ist grundsätzlich der AG verantwortlich. 

22.12 Aufbewahrung nach Herausgabe 
Nach ordnungsgemäßer Herausgabe der geschuldeten Arbeitsergebnisse und Ablauf gesetzlicher oder 
vertraglicher Aufbewahrungspflichten ist der AN nicht verpflichtet, Projektdateien, Arbeitsergebnisse, 
bearbeitbare Ursprungs- oder Arbeitsdateien, Entwicklungsstände oder sonstige Unterlagen dauerhaft 
aufzubewahren oder erneut bereitzustellen. Für die dauerhafte Archivierung der übergebenen 
Arbeitsergebnisse ist der AG selbst verantwortlich. 
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TEIL F – Wartung, Support und Rechtspflichten 
§ 23 Wartung, Pflege, Updates und Support 
23.1 Grundsatz 
Wartungs-, Pflege-, Support- oder Updateleistungen sind nur geschuldet, soweit sie ausdrücklich 
vertraglich vereinbart wurden. 

Die bloße Fertigstellung oder Übergabe eines Arbeitsergebnisses begründet keine Verpflichtung zur 
weiteren Wartung, Pflege oder Betreuung durch den AN. 

23.2 Wartung 
Wartung umfasst Maßnahmen zur Erhaltung der vereinbarten Funktionsfähigkeit eines 
Arbeitsergebnisses. 

Hierzu können insbesondere gehören: 

• Überprüfung technischer Funktionen, 

• Einspielen von Aktualisierungen, 

• Anpassungen aufgrund technischer Änderungen, 

• Funktionskontrollen, 

• Sicherungsmaßnahmen zur Erhaltung der Funktionsfähigkeit, 

• vergleichbare Erhaltungsmaßnahmen. 

Der konkrete Leistungsumfang richtet sich ausschließlich nach der jeweiligen Vereinbarung. 

23.3 Pflege 
Pflegeleistungen umfassen insbesondere Änderungen oder Aktualisierungen bestehender Inhalte, 
soweit diese ausdrücklich vereinbart wurden. 

Hierzu können beispielsweise gehören: 

• Austausch von Texten, 

• Aktualisierung von Bildern, 

• Anpassung von Kontaktdaten, 

• Änderungen von Öffnungszeiten, 

• kleinere Layoutanpassungen ohne grundlegende Neugestaltung, 

• vergleichbare inhaltliche Änderungen. 

23.4 Updates 
Updates dienen der Anpassung eines Arbeitsergebnisses an technische Entwicklungen oder neue 
Softwareversionen. 

Ein Anspruch auf zukünftige Updates oder Anpassungen besteht nur, wenn dies ausdrücklich vereinbart 
wurde. 

23.5 Weiterentwicklungen 
Die Entwicklung neuer Funktionen, Erweiterungen oder zusätzlicher Leistungsmerkmale stellt keine 
Wartungs-, Pflege- oder Updateleistung dar. 



Allgemeine Geschäftsbedingungen - 1.0.0 

Seite 45 von 54 

Solche Leistungen bedürfen einer gesonderten Vereinbarung. 

23.6 Support 
Support umfasst die Unterstützung des AG bei Fragen zur Nutzung der vom AN erbrachten Leistungen. 

Supportleistungen erfolgen im vereinbarten Umfang. 

Ein Anspruch auf sofortige Bearbeitung oder bestimmte Reaktionszeiten besteht nur, soweit dies 
ausdrücklich vereinbart wurde. 

23.7 Fernwartung 
Soweit nichts anderes vereinbart wurde, ist der AN berechtigt, Wartungs-, Pflege- und Supportleistungen 
nach eigenem Ermessen auch mittels Fernwartung oder vergleichbarer technischer Verfahren zu 
erbringen, sofern dem keine berechtigten Interessen des AG entgegenstehen. 

23.8 Drittsoftware 
Soweit Arbeitsergebnisse Software oder Dienste Dritter verwenden, beschränken sich Wartungs- und 
Supportleistungen des AN auf den vereinbarten Leistungsumfang. 

Der AN schuldet insbesondere nicht: 

• Fehlerbehebungen innerhalb der Software Dritter, 

• die Weiterentwicklung von Drittsoftware, 

• die Beseitigung von Herstellerfehlern, 

• die dauerhafte Kompatibilität mit Produkten Dritter, 

soweit dies außerhalb seines Einflussbereichs liegt. 

Der AN übernimmt keine Gewähr dafür, dass Aktualisierungen, Änderungen oder die Einstellung von 
Software, Diensten oder Schnittstellen Dritter die Funktionsfähigkeit der Arbeitsergebnisse nicht 
beeinträchtigen, soweit diese Umstände außerhalb seines Einflussbereichs liegen. 

23.9 IT-Sicherheit 
Auch bei vereinbarten Wartungs-, Pflege- oder Supportleistungen übernimmt der AN keine Garantie 
dafür, dass Arbeitsergebnisse jederzeit frei von Sicherheitslücken, Schadsoftware, Cyberangriffen oder 
sonstigen technischen Beeinträchtigungen bleiben. Der AN schuldet insbesondere keinen absoluten 
Schutz vor zukünftigen, zum Zeitpunkt der Leistungserbringung nicht bekannten Sicherheitsrisiken. 

23.10 Mitwirkung des AG 
Der AG hat die zur Durchführung der Leistungen erforderlichen Informationen bereitzustellen und 
zumutbar an der Fehlersuche mitzuwirken. 

Hierzu gehören insbesondere: 

• nachvollziehbare Fehlerbeschreibungen, 

• Angaben zum Zeitpunkt des Auftretens, 

• Screenshots oder Fehlermeldungen, 

• die Bereitstellung erforderlicher Zugänge, soweit dies zumutbar ist. 

23.11 Fremdeingriffe 
Soweit Störungen oder Mehraufwand darauf beruhen, dass der AG oder Dritte Änderungen an den 
Arbeitsergebnissen vorgenommen haben, gelten diese nicht als vom AN verursachte Mängel. 



Allgemeine Geschäftsbedingungen - 1.0.0 

Seite 46 von 54 

Erforderliche Analyse-, Wiederherstellungs- oder Anpassungsarbeiten können gesondert vergütet 
werden. 

23.12 Verfügbarkeit 
Soweit nichts anderes vereinbart wurde, werden Wartungs- und Supportleistungen während der üblichen 
Geschäftszeiten des AN erbracht. 

Ein Anspruch auf Rufbereitschaften, Notdienst oder Support außerhalb der Geschäftszeiten besteht 
nicht. 

Verbindliche Reaktions-, Bearbeitungs- oder Wiederherstellungszeiten (Service Level) bestehen nur, 
soweit diese ausdrücklich vereinbart wurden. 

23.13 Kein Erfolg geschuldet 
Soweit gesetzlich zulässig und nichts anderes vereinbart wurde, werden Wartungs-, Pflege- und 
Supportleistungen als Dienstleistungen erbracht. 

Ein bestimmter wirtschaftlicher oder technischer Erfolg wird insoweit nicht geschuldet. 



Allgemeine Geschäftsbedingungen - 1.0.0 

Seite 47 von 54 

TEIL G – Gewährleistung, Haftung, Vertraulichkeit und 
Datenschutz 
§ 24 Gewährleistung und Mängel 
24.1 Gesetzliche Gewährleistung 
Für Mängel der vom AN erbrachten werkvertraglichen Leistungen gelten die gesetzlichen Vorschriften, 
soweit in diesen AGB oder einer Individualvereinbarung nichts Abweichendes geregelt ist. 

24.2 Kein Mangel 
Ein Mangel liegt insbesondere nicht vor, soweit Beeinträchtigungen beruhen auf: 

• einer unsachgemäßen Nutzung durch den AG oder Dritte, 

• Änderungen oder Eingriffen des AG oder Dritter, 

• der Verwendung nicht freigegebener Hard- oder Software, 

• Änderungen von Software, Diensten oder Schnittstellen Dritter, 

• Störungen der technischen Infrastruktur des AG oder Dritter, 

• höherer Gewalt, 

• sonstigen Umständen außerhalb des Verantwortungsbereichs des AN. 

Gesetzliche Mängelrechte bleiben unberührt, soweit die Ursache dem Verantwortungsbereich des AN 
zuzurechnen ist. 

24.3 Anzeige von Mängeln 
Der AG hat erkennbare Mängel nach ihrer Feststellung unverzüglich dem AN anzuzeigen und den 
Mangel nachvollziehbar zu beschreiben. 

Soweit zumutbar, hat er den AN bei der Untersuchung und Beseitigung des Mangels zu unterstützen. 

24.4 Gelegenheit zur Nacherfüllung 
Der AG hat dem AN vor einer Ersatzvornahme oder Beauftragung Dritter eine angemessene Gelegenheit 
zur Untersuchung und Nacherfüllung einzuräumen, soweit dies nicht ausnahmsweise entbehrlich ist. 

Zwingende gesetzliche Rechte des AG bleiben unberührt. 

24.5 Kein Gewährleistungsfall 
Leistungen zur Analyse oder Beseitigung von Störungen, die nicht auf einem vom AN zu vertretenden 
Mangel beruhen, können nach der vereinbarten Vergütung oder, soweit eine solche nicht vereinbart 
wurde, nach der üblichen Vergütung gesondert berechnet werden. 

Dies gilt insbesondere, wenn sich nach der Prüfung herausstellt, dass kein Gewährleistungsfall vorliegt. 

24.6 Fremdeingriffe 
Hat der AG oder ein Dritter ohne Zustimmung des AN Änderungen an den Arbeitsergebnissen 
vorgenommen, bestehen Mängelrechte insoweit nicht, als die Untersuchung oder Nacherfüllung des 
Mangels hierdurch erschwert oder unmöglich wird. 

Dem AG bleibt der Nachweis vorbehalten, dass die vorgenommenen Änderungen für den geltend 
gemachten Mangel nicht ursächlich waren. 
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24.7 Drittsoftware 
Soweit Mängel ausschließlich auf Fehlern oder Änderungen von Software, Diensten oder Schnittstellen 
Dritter beruhen, beschränken sich die Verpflichtungen des AN auf die im jeweiligen Vertrag vereinbarten 
Leistungen. 

Der AN schuldet insbesondere keine Beseitigung von Fehlern, die ausschließlich im 
Verantwortungsbereich des jeweiligen Drittanbieters liegen. 

24.8 Weiterentwicklung 
Die Gewährleistung umfasst ausschließlich die vertraglich geschuldete Leistung. 

Ein Anspruch auf neue Funktionen, technische Weiterentwicklungen oder Anpassungen an nachträglich 
geänderte technische oder rechtliche Anforderungen besteht im Rahmen der gesetzlichen oder 
vertraglichen Gewährleistung nicht. 

24.9 Verjährung 
Für die Verjährung von Mängelansprüchen gelten die gesetzlichen Vorschriften, soweit gesetzlich 
zulässig nichts anderes vereinbart wurde. 

§ 25 Haftung 
25.1 Grundsatz 
Der AN haftet nach den gesetzlichen Vorschriften, soweit sich aus den nachfolgenden Bestimmungen 
nichts anderes ergibt. 

25.2 Unbeschränkte Haftung 
Der AN haftet unbeschränkt in folgenden Fällen: 

• bei Vorsatz, 

• bei grober Fahrlässigkeit, 

• bei Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, 

• nach den Vorschriften des Produkthaftungsgesetzes, 

• in allen Fällen, in denen eine Haftungsbeschränkung gesetzlich ausgeschlossen ist. 

25.3 Haftung bei einfacher Fahrlässigkeit 
Soweit nicht nach § 25.2 unbeschränkt gehaftet wird, haftet der AN bei einfacher Fahrlässigkeit nur bei 
der Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht (Kardinalpflicht). 

In diesem Fall ist die Haftung auf den vertragstypischen, bei Vertragsschluss vorhersehbaren Schaden 
begrenzt. 

25.4 Keine Haftung für mittelbare Schäden 
Über die Haftungsbeschränkung nach § 25.3 hinaus haftet der AN bei einfacher Fahrlässigkeit, soweit 
gesetzlich zulässig, insbesondere nicht für 

• entgangenen Gewinn, 

• ausgebliebene Einsparungen, 

• mittelbare Folgeschäden, 

• Produktionsausfälle, 

• Betriebsunterbrechungen, 
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• mittelbare Vermögensschäden infolge von Datenverlusten, 

• Reputationsschäden 

• oder sonstige mittelbare Vermögensschäden, 

es sei denn, deren Ersatz ist gesetzlich zwingend vorgeschrieben. 

25.5 Datenverluste 
Bei Datenverlust haftet der AN – soweit gesetzlich zulässig – nur für den Aufwand, der bei 
ordnungsgemäß durchgeführter und regelmäßiger Datensicherung durch den AG für die 
Wiederherstellung der Daten erforderlich gewesen wäre. 

Dies gilt nicht, soweit der Datenverlust vom AN vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht wurde oder 
der AN im Einzelfall ausdrücklich vertraglich zur Durchführung von Datensicherungen verpflichtet war. 

25.6 Mitverschulden 
Hat der AG durch eigenes Verhalten oder durch das Verhalten ihm zurechenbarer Dritter zur Entstehung 
oder Erhöhung eines Schadens beigetragen, sind die gesetzlichen Vorschriften über das Mitverschulden 
anzuwenden. 

25.7 Höhere Gewalt 
Der AN ist für Verzögerungen oder Leistungsausfälle nicht verantwortlich, soweit diese auf höherer 
Gewalt oder sonstigen bei Vertragsschluss nicht vorhersehbaren und vom AN nicht zu vertretenden 
Ereignissen beruhen. 

Hierzu können insbesondere gehören: 

• Naturereignisse, 

• Streiks, 

• behördliche Maßnahmen, 

• Ausfälle öffentlicher Kommunikationsnetze, 

• länger andauernde Stromausfälle, 

• Pandemien, 

• kriegerische Auseinandersetzungen, 

• terroristische Anschläge, 

• vergleichbare Ereignisse. 

25.8 Leistungen Dritter 
Der AN haftet nicht für Pflichtverletzungen, Ausfälle oder Schäden, die ausschließlich auf Handlungen, 
Leistungen oder Unterlassungen Dritter beruhen, soweit diese außerhalb seines Einfluss- und 
Verantwortungsbereichs liegen. 

Dies gilt insbesondere für: 

• Hostinganbieter, 

• Domainregistrierungsstellen, 

• Zahlungsdienstleister, 

• Cloud-Anbieter, 
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• Softwarehersteller, 

• API-Anbieter, 

• sonstige externe Dienstleister. 

Unberührt bleiben vertragliche Verpflichtungen des AN, soweit dieser für die Auswahl, Beauftragung 
oder Überwachung des Dritten verantwortlich ist. 

25.9 Verjährung 
Für die Verjährung von Schadensersatzansprüchen gelten die gesetzlichen Vorschriften, soweit 
gesetzlich zulässig nichts anderes vereinbart wurde. 

§ 26 Vertraulichkeit und Geheimhaltung 
26.1 Grundsatz 
Die Vertragsparteien verpflichten sich, alle im Zusammenhang mit der Durchführung des Vertrags 
bekannt gewordenen vertraulichen Informationen der jeweils anderen Vertragspartei geheim zu halten 
und ausschließlich zur Durchführung des Vertrags zu verwenden. 

26.2 Vertrauliche Informationen 
Als vertrauliche Informationen gelten insbesondere: 

• Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse, 

• technische Unterlagen, 

• Quellcode, 

• Zugangsdaten, 

• Kalkulationen, 

• Preisgestaltungen, 

• interne Dokumentationen, 

• Kundenlisten, 

• Projektunterlagen, 

• personenbezogene Daten, 

• nicht veröffentlichte Arbeitsergebnisse, 

• sonstige als vertraulich erkennbare Informationen. 

Die Aufzählung ist nicht abschließend. 

26.3 Ausnahmen 
Die Geheimhaltungspflicht gilt nicht für Informationen, 

• die der empfangenden Vertragspartei bereits nachweislich bekannt waren, 

• die ohne Verstoß gegen diese Vereinbarung öffentlich bekannt werden, 

• die von einem berechtigten Dritten rechtmäßig erlangt wurden, 

• deren Offenlegung gesetzlich vorgeschrieben ist, 

• deren Offenlegung aufgrund einer behördlichen oder gerichtlichen Anordnung erfolgt. 
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Soweit rechtlich zulässig, wird die jeweils andere Vertragspartei hierüber vorab informiert. 

26.4 Mitarbeiter und Erfüllungsgehilfen 
Der AN ist berechtigt, vertrauliche Informationen an Mitarbeiter, freie Mitarbeiter, Subunternehmer oder 
sonstige Erfüllungsgehilfen weiterzugeben, soweit dies zur Vertragsdurchführung erforderlich ist und 
diese einer entsprechenden Vertraulichkeitsverpflichtung unterliegen. 

26.5 Zugangsdaten 
Zugangsdaten, Passwörter, API-Schlüssel, Zertifikate sowie vergleichbare Sicherheitsinformationen 
sind von beiden Vertragsparteien angemessen vor dem Zugriff unbefugter Dritter zu schützen. 

26.6 Fortdauer 
Die Verpflichtung zur Vertraulichkeit besteht auch nach Beendigung des Vertrags fort, soweit 
gesetzliche Vorschriften oder die Art der Information nichts anderes ergeben. 

26.7 Referenznutzung 
Die nach § 21 zulässige Referenznutzung bleibt von den Geheimhaltungspflichten unberührt. 

Geheimhaltungsvereinbarungen, berechtigte Interessen des AG sowie gesetzliche 
Verschwiegenheitspflichten gehen jedoch vor. 

26.8 Gesetzliche Pflichten 
Gesetzliche Verschwiegenheits-, datenschutzrechtliche oder Geheimhaltungspflichten bleiben 
unberührt. 

§ 27 Datenschutz 
27.1 Grundsatz 
Die Vertragsparteien halten bei der Verarbeitung personenbezogener Daten die jeweils geltenden 
datenschutzrechtlichen Vorschriften ein, insbesondere die Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) 
sowie das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG), soweit dieses Anwendung findet. 

27.2 Verantwortlichkeit 
Soweit der AN personenbezogene Daten ausschließlich im Auftrag des AG verarbeitet, erfolgt die 
Verarbeitung ausschließlich nach den Weisungen des AG und auf Grundlage der jeweils erforderlichen 
datenschutzrechtlichen Vereinbarungen. 

Soweit gesetzlich erforderlich, schließen die Vertragsparteien vor Beginn der Verarbeitung eine 
Vereinbarung über die Auftragsverarbeitung. 

27.3 Bereitstellung personenbezogener Daten 
Der AG ist dafür verantwortlich, dass die dem AN zur Verfügung gestellten personenbezogenen Daten 
rechtmäßig erhoben wurden und dem AN im zur Vertragsdurchführung erforderlichen Umfang zur 
Verfügung gestellt werden dürfen. 

27.4 Technische und organisatorische Maßnahmen 
Der AN trifft angemessene technische und organisatorische Maßnahmen zum Schutz 
personenbezogener Daten, soweit dies unter Berücksichtigung von Art, Umfang, Umständen und Zweck 
der jeweiligen Verarbeitung sowie der bestehenden Risiken erforderlich ist. 

27.5 Unterauftragnehmer 
Soweit zur Vertragserfüllung Subunternehmer eingesetzt werden, erfolgt dies unter Beachtung der 
jeweils geltenden datenschutzrechtlichen Vorschriften. 
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27.6 Löschung und Aufbewahrung 
Personenbezogene Daten werden nach Beendigung des Vertrags, Wegfall des Verarbeitungszwecks 
oder auf entsprechende Weisung des AG gelöscht oder zurückgegeben, soweit gesetzliche 
Aufbewahrungspflichten oder sonstige gesetzliche Gründe einer Löschung nicht entgegenstehen. 

Die Regelungen des § 22 über die Aufbewahrung und Herausgabe von Projektunterlagen bleiben 
unberührt. 

27.7 Datensicherungen 
Gesetzliche Aufbewahrungspflichten sowie technisch erforderliche Datensicherungen bleiben von 
Löschungsverlangen unberührt. 

In Datensicherungen enthaltene personenbezogene Daten werden ausschließlich zur Wiederherstellung 
oder zur Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen verwendet und im Rahmen der üblichen 
Sicherungszyklen gelöscht oder überschrieben. 

27.8 Datenschutzinformationen 
Soweit gesetzlich erforderlich, stellt jede Vertragspartei die für ihren Verantwortungsbereich gesetzlich 
erforderlichen Datenschutzinformationen zur Verfügung. 

27.9 Vorrang gesetzlicher Vorschriften 
Zwingende datenschutzrechtliche Vorschriften bleiben von diesen AGB unberührt. 
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TEIL H – Vertragsbeendigung und 
Schlussbestimmungen 
§ 28 Vertragslaufzeit und Vertragsbeendigung 
28.1 Beendigung des Vertrags 
Der Vertrag endet durch vollständige Erfüllung der vereinbarten Leistungen, durch Kündigung, Rücktritt, 
Anfechtung oder auf sonstige gesetzlich vorgesehene Weise. 

Dauerschuldverhältnisse enden nach Maßgabe der jeweiligen vertraglichen Vereinbarung oder der 
gesetzlichen Vorschriften. 

28.2 Kündigung von Dauerschuldverhältnissen 
Soweit Wartungs-, Pflege-, Hosting- oder vergleichbare Dauerschuldverhältnisse bestehen, richtet sich 
deren Laufzeit und Kündigung nach den zwischen den Vertragsparteien getroffenen Vereinbarungen 
oder den gesetzlichen Vorschriften. 

28.3 Vergütung bereits erbrachter Leistungen 
Die Beendigung des Vertrags berührt den Anspruch des AN auf Vergütung der bis zur 
Vertragsbeendigung vertragsgemäß erbrachten Leistungen nicht. 

Gesetzliche Ansprüche der Vertragsparteien bleiben unberührt. 

28.4 Herausgabe und Mitwirkung 
Nach Beendigung des Vertrags erbringt der AN die vertraglich geschuldeten Herausgabe- und 
Mitwirkungspflichten nach Maßgabe der §§ 20 bis 22 sowie der gesetzlichen Vorschriften. 

Weitergehende Leistungen bedürfen einer gesonderten Vereinbarung. 

28.5 Fortgeltende Bestimmungen 
Von der Beendigung des Vertrags unberührt bleiben insbesondere Regelungen über: 

• Vergütung, 

• Nutzungsrechte, 

• Herausgabe, 

• Vertraulichkeit, 

• Datenschutz, 

• Haftung, 

• Verjährung, 

• sonstige Bestimmungen, die ihrem Inhalt nach über die Beendigung des Vertrags hinaus gelten. 

28.6 Löschung und Archivierung 
Nach Abschluss der vertraglich geschuldeten Leistungen und nach Ablauf etwaiger gesetzlicher oder 
vertraglicher Aufbewahrungspflichten ist der AN berechtigt, Projektunterlagen, Arbeitsdateien und 
sonstige Unterlagen nach Maßgabe der §§ 22 und 27 zu löschen. 

28.7 Offene Vergütungsansprüche 
Offene Vergütungsansprüche des AN sowie sonstige gesetzliche oder vertragliche Ansprüche bleiben 
von der Vertragsbeendigung unberührt. 
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§ 29 Schlussbestimmungen 
29.1 Anwendbares Recht 
Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des UN-Kaufrechts (CISG). 

29.2 Gerichtsstand 
Sind beide Vertragsparteien Kaufleute, juristische Personen des öffentlichen Rechts oder öffentlich-
rechtliche Sondervermögen, ist ausschließlicher Gerichtsstand für sämtliche Streitigkeiten aus oder im 
Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis der Sitz des AN. Gleiches gilt, wenn der AG keinen 
allgemeinen Gerichtsstand in Deutschland hat, soweit eine Gerichtsstandsvereinbarung gesetzlich 
zulässig ist. 

Zwingende gesetzliche Gerichtsstände bleiben unberührt. 

29.3 Vertragssprache 
Maßgebliche Vertragssprache ist Deutsch. Werden Übersetzungen bereitgestellt, dienen diese 
ausschließlich der besseren Verständlichkeit. Bei Abweichungen oder Auslegungsunterschieden ist die 
deutschsprachige Fassung maßgeblich. 

29.4 Teilunwirksamkeit 
Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrags ganz oder teilweise unwirksam oder undurchführbar 
sein oder werden, bleibt die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen unberührt. 

An die Stelle der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung treten, soweit vorhanden, die 
gesetzlichen Vorschriften. 

29.5 Individualvereinbarungen 
Individualvereinbarungen zwischen den Vertragsparteien gehen diesen AGB vor. 

29.6 Textform 
Soweit in diesen AGB oder einer Individualvereinbarung die Textform vorgesehen ist, genügt 
insbesondere eine Erklärung per E-Mail oder über ein sonstiges dauerhaftes elektronisches 
Kommunikationsmittel, sofern gesetzlich keine strengere Form vorgeschrieben ist. 


	TEIL A – Allgemeine Webentwicklung
	§ 1 Geltungsbereich
	1.1 Geltungsbereich
	1.2 Geltungsbereich
	1.3 Geltungsbereich
	1.4 Geltungsbereich
	1.5 Geltungsbereich
	1.6 Geltungsbereich
	1.7 Geltungsbereich

	§ 2 Begriffsbestimmungen
	2.1 Auftragnehmer (AN)
	2.2 Auftraggeber (AG)
	2.3 Projekt
	2.4 Website
	2.5 Framework
	2.6 Projektdaten
	2.7 Domainleistungen
	2.8 Hosting
	2.9 Open-Source-Komponenten
	2.10 Textform
	2.11 Arbeitstage
	2.12 Freigabe
	2.13 Abnahme

	§ 3 Vertragsschluss und Leistungsumfang
	3.1 Angebot
	3.2 Vertragsschluss
	3.3 Leistungsumfang
	3.4 Zusatzleistungen
	3.5 Änderungswünsche
	3.6 Eigenverantwortliche Leistungserbringung
	3.7 Einsatz Dritter
	3.8 Teilleistungen
	3.9 Leistungsfristen
	3.10 Höhere Gewalt

	§ 4 Mitwirkungspflichten des Auftraggebers
	4.1 Grundsatz
	4.2 Vollständigkeit und Richtigkeit
	4.3 Rechte an Inhalten
	4.4 Rechtliche Prüfung
	4.5 Freistellung
	4.6 Ansprechpartner
	4.7 Freigaben
	4.8 Verzögerungen
	4.9 Mehrfachänderungen
	4.10 Projektstillstand
	4.11 Wiederaufnahme
	4.12 Archivierung

	§ 5 Freigabe, Abnahme und Fertigstellung
	5.1 Zwischenfreigaben
	5.2 Wirkung einer Freigabe
	5.3 Fertigstellung
	5.4 Prüfung durch den AG
	5.5 Abnahme
	5.6 Fiktive Abnahme
	5.7 Teilabnahmen
	5.8 Mängelbeseitigung
	5.9 Änderungswünsche nach Fertigstellung
	5.10 Veröffentlichung

	§ 6 Projektunterbrechung, Projektabbruch und Kündigung
	6.1 Vorübergehende Projektunterbrechung
	6.2 Unterbrechung wegen fehlender Mitwirkung
	6.3 Wiederaufnahme
	6.4 Zusätzlicher Einarbeitungsaufwand
	6.5 Änderungen während der Unterbrechung
	6.6 Kündigung durch den AG
	6.7 Kündigung durch den AN
	6.8 Herausgabe des Projektstandes
	6.9 Vorläufige Sicherung von Projektdaten
	6.10 Endgültige Löschung

	§ 7 Vergütung, Zahlungsbedingungen und Zahlungsverzug
	7.1 Vergütung
	7.2 Zusatzleistungen
	7.3 Preisliste
	7.4 Auslagen und Fremdkosten
	7.5 Abschlagszahlungen
	7.6 Rechnungsstellung
	7.7 Fälligkeit
	7.8 Zahlungsverzug
	7.9 Zurückbehaltungsrecht des AN
	7.10 Aufrechnung
	7.11 Eigentumsvorbehalt bei körperlichen Sachen


	TEIL B – Webentwicklung
	§ 8 Planungs- und Gestaltungsfreiheit
	8.1 Gestalterische Freiheit
	8.2 Corporate Design
	8.3 Gestaltungsvorschläge
	8.4 Künstlerische und fachliche Entscheidungen
	8.5 Übliche Abweichungen
	8.6 Technische Weiterentwicklung
	8.7 Zwischenergebnisse

	§ 9 Inhalte des Auftraggebers und Content-Erstellung
	9.1 Bereitstellung von Inhalten
	9.2 Platzhalterinhalte
	9.3 Unterstützung bei der Inhaltserstellung
	9.4 KI-gestützte Inhalte
	9.5 Fachliche Verantwortung
	9.6 Rechtliche Inhalte
	9.7 Bild- und Medienmaterial
	9.8 Stockmaterial
	9.9 Änderungen nach Freigabe

	§ 10 Technische Umsetzung und Browserkompatibilität
	10.1 Technischer Standard
	10.2 Browserkompatibilität
	10.3 Ältere Browserversionen
	10.4 Responsive Design
	10.5 Betriebssysteme und Endgeräte
	10.6 Externe Einflüsse
	10.7 Nachträgliche Anpassungen
	10.8 Performance

	§ 11 Software und Dienste Dritter
	11.1 Einsatz von Drittsoftware
	11.2 Open-Source-Komponenten
	11.3 Externe Dienste
	11.4 Änderungen durch Drittanbieter
	11.5 Nachträglicher Anpassungsaufwand
	11.6 Verfügbarkeit externer Dienste
	11.7 Einstellung externer Dienste
	11.8 Sicherheits- und Kompatibilitätsupdates
	11.9 Lizenzkosten


	TEIL C – Domainleistungen
	§ 12 Domainregistrierung und Domainverwaltung
	12.1 Vertragsgegenstand
	12.2 Treuhänderische Domainregistrierung
	12.3 Verwaltung
	12.4 Kosten für Domainleistungen
	12.5 Zusammenhang mit weiteren Leistungen
	12.6 Mitwirkungspflichten
	12.7 Verfügbarkeit
	12.8 Vergabevorschriften
	12.9 Technische Verwaltung
	12.10 Änderung technischer Einstellungen

	§ 13 Domainübertragung und Providerwechsel
	13.1 Grundsatz
	13.2 Mitwirkungspflichten
	13.3 Zeitpunkt der Durchführung
	13.4 Vergütung von Migrationsleistungen
	13.5 Trennung von Domainübertragung und Migration
	13.6 Datenintegrität
	13.7 Mitwirkung des AN
	13.8 Kein automatischer Übergang weiterer Leistungen
	13.9 Laufende Kosten

	§ 14 Leistungsverweigerungs- und Zurückbehaltungsrechte bei Domainleistungen
	14.1 Gesetzliche Rechte des AN
	14.2 Erfasste Mitwirkungshandlungen
	14.3 Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis
	14.4 Keine Erstreckung auf beliebige Forderungen
	14.5 Voraussetzung der Fälligkeit
	14.6 Sicherheitsleistung
	14.7 Umfang und Verhältnismäßigkeit
	14.8 Fortführung des technischen Betriebs
	14.9 Keine wirtschaftliche Verwertung
	14.10 Fortlaufende Kosten
	14.11 Übertragung nach Wegfall des Zurückbehaltungsrechts
	14.12 Verhältnis zu weiteren Leistungen

	§ 15 Beendigung der Domainverwaltung
	15.1 Beendigungsgründe
	15.2 Kündigung
	15.3 Mitteilungspflichten
	15.4 Keine automatische Löschung
	15.5 Laufende Registrierungskosten
	15.6 Ausbleibende Weisungen
	15.7 Unterstützung nach Vertragsende
	15.8 Dokumentation
	15.9 Verhältnis zu § 14


	Teil D – Hosting und technische Infrastruktur
	§ 16 Hosting und Bereitstellung
	16.1 Leistungsumfang
	16.2 Nutzung der Infrastruktur
	16.3 Verfügbarkeit
	16.4 Wartungsfenster
	16.5 Datensicherung
	16.6 Mitwirkung des AG
	16.7 Missbräuchliche Nutzung
	16.8 Maßnahmen bei Gefährdung
	16.9 Drittanbieter
	16.10 Vertragsende

	§ 17 Datensicherung, Wiederherstellung und Datenexport
	17.1 Datensicherungen
	17.2 Keine Datensicherungsgarantie
	17.3 Wiederherstellung von Daten
	17.4 Erfolg der Wiederherstellung
	17.5 Eigenverantwortung des AG
	17.6 Datenexport
	17.7 Zeitpunkt des Datenexports
	17.8 Umfang des Datenexports
	17.9 Aufbewahrung nach Vertragsende
	17.10 Löschung

	§ 18 E-Mail-Dienste
	18.1 Leistungsumfang
	18.2 Administration
	18.3 Verfügbarkeit
	18.4 Spam- und Virenschutz
	18.5 Verantwortung des AG
	18.6 Missbräuchliche Nutzung
	18.7 Datenbestand


	TEIL E – Geistiges Eigentum und Nutzungsrechte
	§ 19 Framework, Entwicklungsgrundlagen und wiederverwendbare Bestandteile
	19.1 Eigene Entwicklungsgrundlagen
	19.2 Framework
	19.3 Drittsoftware
	19.4 Projektunabhängigkeit
	19.5 Weiterentwicklung
	19.6 Wiederverwendung
	19.7 Keine Offenlegungspflicht
	19.8 Dokumentation
	19.9 Vermutung

	§ 20 Entwicklungsgrundlagen, geistiges Eigentum und projektunabhängige Bestandteile
	20.1 Grundsatz
	20.2 Entwicklungsgrundlagen
	20.3 Projektübergreifende Nutzung
	20.4 Während eines Projekts entstandene Entwicklungen
	20.5 Technische Hilfsmittel
	20.6 Drittsoftware
	20.7 Keine Übertragung
	20.8 Schutz des Know-hows
	20.9 Verhältnis zu den Arbeitsergebnissen

	§ 21 Nutzungsrechte an Arbeitsergebnissen
	21.1 Grundsatz
	21.2 Ausschließliches Nutzungsrecht
	21.3 Umfang
	21.4 Arbeitsergebnisse
	21.5 Ausnahmen
	21.6 Kundenmaterial
	21.7 Referenznutzung
	21.8 Urheberbenennung
	21.9 Rechte Dritter

	§ 22 Herausgabe von Arbeitsergebnissen, Quellcode und Projektunterlagen
	22.1 Grundsatz
	22.2 Kein automatischer Anspruch auf sämtliche Projektbestandteile
	22.3 Herausgabe digitaler Arbeitsergebnisse
	22.4 Nicht geschuldete Bestandteile
	22.5 Quellcode
	22.6 Bearbeitbare Ursprungs- und Projektdateien
	22.7 Projektunterlagen
	22.8 Zeitpunkt der Herausgabe
	22.9 Herausgabeformat
	22.10 Herausgabe durch elektronische Übermittlung
	22.11 Aufbewahrungspflicht
	22.12 Aufbewahrung nach Herausgabe


	TEIL F – Wartung, Support und Rechtspflichten
	§ 23 Wartung, Pflege, Updates und Support
	23.1 Grundsatz
	23.2 Wartung
	23.3 Pflege
	23.4 Updates
	23.5 Weiterentwicklungen
	23.6 Support
	23.7 Fernwartung
	23.8 Drittsoftware
	23.9 IT-Sicherheit
	23.10 Mitwirkung des AG
	23.11 Fremdeingriffe
	23.12 Verfügbarkeit
	23.13 Kein Erfolg geschuldet


	TEIL G – Gewährleistung, Haftung, Vertraulichkeit und Datenschutz
	§ 24 Gewährleistung und Mängel
	24.1 Gesetzliche Gewährleistung
	24.2 Kein Mangel
	24.3 Anzeige von Mängeln
	24.4 Gelegenheit zur Nacherfüllung
	24.5 Kein Gewährleistungsfall
	24.6 Fremdeingriffe
	24.7 Drittsoftware
	24.8 Weiterentwicklung
	24.9 Verjährung

	§ 25 Haftung
	25.1 Grundsatz
	25.2 Unbeschränkte Haftung
	25.3 Haftung bei einfacher Fahrlässigkeit
	25.4 Keine Haftung für mittelbare Schäden
	25.5 Datenverluste
	25.6 Mitverschulden
	25.7 Höhere Gewalt
	25.8 Leistungen Dritter
	25.9 Verjährung

	§ 26 Vertraulichkeit und Geheimhaltung
	26.1 Grundsatz
	26.2 Vertrauliche Informationen
	26.3 Ausnahmen
	26.4 Mitarbeiter und Erfüllungsgehilfen
	26.5 Zugangsdaten
	26.6 Fortdauer
	26.7 Referenznutzung
	26.8 Gesetzliche Pflichten

	§ 27 Datenschutz
	27.1 Grundsatz
	27.2 Verantwortlichkeit
	27.3 Bereitstellung personenbezogener Daten
	27.4 Technische und organisatorische Maßnahmen
	27.5 Unterauftragnehmer
	27.6 Löschung und Aufbewahrung
	27.7 Datensicherungen
	27.8 Datenschutzinformationen
	27.9 Vorrang gesetzlicher Vorschriften


	TEIL H – Vertragsbeendigung und Schlussbestimmungen
	§ 28 Vertragslaufzeit und Vertragsbeendigung
	28.1 Beendigung des Vertrags
	28.2 Kündigung von Dauerschuldverhältnissen
	28.3 Vergütung bereits erbrachter Leistungen
	28.4 Herausgabe und Mitwirkung
	28.5 Fortgeltende Bestimmungen
	28.6 Löschung und Archivierung
	28.7 Offene Vergütungsansprüche

	§ 29 Schlussbestimmungen
	29.1 Anwendbares Recht
	29.2 Gerichtsstand
	29.3 Vertragssprache
	29.4 Teilunwirksamkeit
	29.5 Individualvereinbarungen
	29.6 Textform



